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Keine prekäre Arbeit und tariffreien Bereiche  
im Verantwortungsbereich des Landes Berlin! 

 

Infobrief, 18. Dezember 2014 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 

40 % der ArbeitnehmerInnen in Berlin 
sind prekären Arbeitsverhältnissen, oft 
ohne Tarifvertrag, ausgeliefert. Viele 
davon in Betrieben und Einrichtungen 
im Verantwortungsbereich des Landes 
Berlin. 

 Auf einer Veranstaltung vom 16. Sep-
tember haben sich ca. 150 KollegInnen 
auf Einladung von vier Kreisverbänden 
der AfA (Arbeitsgemeinschaft für Ar-
beitnehmerfragen in der SPD) versam-
melt (davon die meisten von prekärer 
Arbeit Betroffene), um über ihre Situati-
on zu berichten und darüber zu diskutie-
ren, wie der Kampf für die Aufhebung 
prekärer, entrechteter und tarifloser Ar-
beitsverhältnisse geführt werden kann. 
Sie kamen aus dem Gesundheitswesen, 
von der Charité Facility Management 
(CFM) und von Vivantes, aus dem Kul-
turbereich, den Musikschulen, der VHS, 
dem Technikmuseum, dem Botanischen 
Garten und dem Opernhaus, aus den 
Schulen und Universitäten, den Schul- 
und Landesbibliotheken, den Verkehrs-
betrieben BVG und S-Bahn, aus den 
Kinder- und Jugendambulanzen, den 
Wohnungsbaugesellschaften, vom Flug-
hafen… 

Die Veranstaltung wurde zu einer über-
zeugenden Demonstration für die Forde-
rungen, die an die anwesenden Verant-
wortlichen der SPD und der AfA gerich-
tet wurden: 

Es muss Schluss sein mit prekärer 
Beschäftigung, mit einer Politik des 
Kaputtsparens, deren Ergebnis Aus-
gliederungen, Lohndumping und Ta-
rifflucht sind. 

Am 25. November haben sich in Folge 
dieser Versammlung über 30 KollegIn-
nen aus vielen Einrichtungen der öffent-
lichen Daseinsvorsorge Berlins getrof-
fen, unter ihnen GewerkschafterInnen 
aus landeseigenen Krankenhäusern, aus 
sozialen Diensten, von Hochschullehr-
beauftragten und -sekretärinnen, Musik-
schulen und Museen, um Bilanz zu zie-
hen und Vorschläge für weitere Aktio-
nen zu vereinbaren. 

Vorhergegangen war eine Demonstrati-
on von Vivantes-Beschäftigten und des 
ver.di-Bezirks Berlin vor dem SPD-

Landesparteitag am 8. November.  

Aktuell geht es um die geplanten Aus-

gründungen bei Vivantes, Deutsch-
lands größtem Klinikum in öffentlicher 
Hand: „Nehmen Sie die gerade be-
schlossenen weiteren Ausgründungen 
bei Vivantes zurück, denn sie werden 
zur Ausweitung tarifvertragsfreier Zo-
nen und prekärer Beschäftigung füh-
ren“, forderten die KollegInnen von 
den SPD-Verantwortlichen. 

Außerdem wurde ein ver.di-Flugblatt 
an die Delegierten des SPD-Parteitags 
verteilt mit der Forderung nach politi-
schen Maßnahmen gegen jede Form 
der Ausgliederungen, gegen Lohndum-
ping und Tarifflucht, sowie gegen pre-
käre Beschäftigungsverhältnisse und 
tarifvertragsfreie Zonen.  

Es ist genug! 

Die Aktionen der KollegInnen zeigen 
die zunehmende Bereitschaft der Kol-
legInnen aus den öffentlichen Betrie-
ben und Einrichtungen, die unter Ver-
antwortung des Landes Berlin stehen, 
gegen die entwürdigen prekären – oft 
tariflosen – Beschäftigungsverhältnisse 
zu kämpfen. 

Ihr Kampf hat ein Echo in der SPD, 
besonders bei der AfA, gefunden. 

So wiesen Mitglieder der AfA auf dem 
Treffen am 25.11. auf den Beschluss 
des SPD-Landesparteitags hin, der sich 
an alle Verantwortliche der SPD im 
Land und in allen Bezirken richtet: 
„Der Kampf gegen prekäre Beschäfti-

gung beginnt mit dem Stopp aller Aus-

gründungen, beginnend mit den ge-

planten Ausgründungen bei Vivan-

tes.“ (Zur Situation bei Vivantes siehe 

Bericht der KollegInnen auf Seite 3) 

In dem Beschluss heißt es weiter: 
Wenn wirklich Schluss gemacht wer-
den soll mit prekären Arbeitsverhält-
nissen und tarifvertragsfreien Berei-
chen braucht Berlin „eine sofortige 

öffentliche Investitionsoffensive zur 

Rettung und Wiederherstellung der 

öffentlichen und sozialen Infrastruktur 

Berlins, finanziert durch den öffentli-

chen Haushalt“.  

In der Diskussion unter den KollegIn-
nen wurde klar, dass dieser Beschluss 
und auch entsprechende Beschlüsse 
vorhergehender Parteitage wichtige 
Stützpunkte für den Kampf sind, die 

Forderungen damit aber noch keines-
wegs umgesetzt sind. Vor allem müsse 
man dafür eintreten, dass die Gewerk-
schaften den Kampf für die Aufhebung 
prekärer Arbeit konsequent führen und 
die gesamte gewerkschaftliche Kraft für 
diesen Kampf mobilisieren und organi-
sieren. 

Für eine Konferenz gegen prekäre 
Beschäftigung in Berlin im Frühjahr 
2015, organisiert durch den DGB  

In diesem Zusammenhang wurde der 
Beschluss des ver.di Landesbezirksvor-
standes Berlin-Brandenburg von den 
KollegInnen auf dem Treffen am 25.11. 
begrüßt, in dem der DGB Berlin aufge-
fordert wird, im Frühjahr 2015 eine Kon-
ferenz zu prekärer Beschäftigung in Ber-
lin einzuberufen. Deren Teilnehmer sol-
len sein: Vertreter der Gewerkschaften, 
in deren Verantwortungsbereich prekäre 
Beschäftigte stattfindet (also ver.di, 
GEW, EVG, NGG und IGM), Betriebs- 
und Personalräte, Vertrauensleute und 
gewerkschaftliche Betriebsgruppen aus 
den betroffenen Betrieben und Einrich-
tungen und Kolleginnen und Kollegen, 
die prekär beschäftigt sind. 

Nach einer sehr angeregten Diskussion 
wurde beschlossen, den Vorschlag einer 
solchen Konferenz bei den KollegInnen 
bekannt zu machen und mit ihnen den 
Kampf für ihre erfolgreiche Durchfüh-
rung aufzunehmen und dafür auch in den 
Gewerkschaften einzutreten. 

Das vorliegende Faltblatt ist ein erster 
Beitrag um die Kämpfe KollegInnen und 
weitere Beiträgen zur Situation der be-
troffenen KollegInnen, sowie die in der 
Gewerkschaft ver.di und der SPD er-
reichten Beschlüsse zu dokumentieren. 
Vor allem aber auch weitere Initiativen 
von gewerkschaftlichen Organen/
Fachbereichen und Betriebsgruppen… 

 

Wir wenden uns an alle Kolleginnen und 
Kollegen, schickt uns Eure Berichte oder 
Diskussionsbeiträge! 

Das nächste Treffen wird am 9. Janu-
ar 2015 um 19:00 Uhr stattfinden.   

Nehmt Kontakt aus, wir laden Euch 
gerne ein.  

Volker Prasuhn, 
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Erklärung vom 16. September 2015 
 

Keine Prekäre Arbeit und tariffreien  

Bereiche im Verantwortungsbereich  
des Landes Berlin! 

Auf Einladung der Arbeitsgemeinschaften der ArbeitnehmerInnen (AfA) 

von Reinickendorf, Charlottenburg-Wilmersdorf, Tempelhof-Schöneberg 

und Treptow-Köpenick, haben sich Beschäftigte aus verschiedenen Berei-

chen am 16. September 2014 im DGB-Haus getroffen und diskutiert. 

Auf der Grundlage der Berichte aus landeseigenen Krankenhäusern 

(Charité, CFM, Vivantes) und Wohnungsbaugesellschaften, von Hoch-

schul-Lehrbeauftragten, aus den Musikschulen, Bibliotheken, dem Bota-

nischen Garten, dem Technik-Museum und von den angestellten Lehrern, 

aus den Sozialen Diensten, und aus den Verkehrsbetrieben, 

erklären wir: 

♦Schluss mit den prekären, entrechteten Arbeitsverhältnissen in 

Berlin! 

♦Schluss mit der Ausweitung ungesicherter Arbeit! 

♦Schluss mit der Auslagerung von ganzen Arbeitsbereichen mit den 

Folgen mangelnder tarifvertraglichen Regelungen und Schutzbestim-

mungen. 

Die Berichte zeigen, dass die Kolleginnen und Kollegen ihre Erfahrungen 

mit prekärer Beschäftigung gemacht haben: mit der Befristung der Ar-

beitsverträge, mit Entgeltverträgen statt Tarifverträgen, d.h. mit tarifver-

tragsfreien Zonen. Das bedeutet ungleiche Entlohnung, Flexibilisierung 

der Arbeitszeiten, extreme Arbeitsbelastung und Existenznöte … 

Es muss Schluss sein mit der rigiden Sparpolitik auf Kosten der Beschäf-

tigten - im Namen der Schuldenbremse und der Erhöhung der Wettbe-

werbsfähigkeit (ob mit oder ohne Beteiligung privater Anteilseigner). 

Die Schaffung von Niedriglohnsektoren mit unsicherer Beschäftigung 

und tarifvertragsfreien Zonen zielen immer auch auf eine Schwächung 

unserer Gewerkschaften in den Bertrieben.  

Wir begrüßen es, dass die AfA Berlin die Aktivitäten der DGB-

Gewerkschaften zur Sicherung der Tarifbindung in allen Bereichen der 

Öffentlichen Daseinsvorsorge, die dem Ziel dienen, die Flächentarifver-

träge des Öffentlichen Dienstes Geltung zu verschaffen, unterstützt.  

Berlin braucht ein Investitionsprogramm, finanziert aus dem öffentlichen 

Haushalt. 

Wir fordern alle Berliner SPD-Verantwortlichen und Abgeordneten 

auf – alle die sich auf die Interessen der arbeitenden Bevölkerung 

und Jugend berufen:  

♦Ergreift politische Initiativen gegen jede Form der Ausgliederun-

gen, gegen Lohndumping und Tarifflucht. 

♦Sagt Nein zu prekären, entrechteten Beschäftigungsverhältnissen 

und tarifvertragsfreien Zonen in Berlin.  

Diese Erklärung haben auf der Veranstaltung „Prekäre Arbeit und 

tariffreie Bereiche im Verantwortungsbereich des Landes Berlin“ weit 

mehr als 100 Kolleginnen und Kollegen unterzeichnet  

In diesem Infobrief für den gegenseitigen Aus-

tausch sind folgende Beiträge, Stellungnahmen 

und Beschlüsse enthalten: 

Erklärung vom 16. September 2014  

Vivantes                            Seite 3-7 

Beitrag von ver .di-Kolleginnen und -Kollegen zur 

Entwicklung und aktuellen Situation bei Vivantes 

Grußwort der  ver .di-Betriebsgruppen in Vivantes 

an die Delegierten des SPD-Landesparteitages 

(vom 4.11.2014) 

Offener Brief an die Senatoren u.a. 

Brief an den Petitionsauschuss des Berliner Abge-

ordnetenhauses 

Resolution der  ver .di-Bezirkskonferenz Berlin vom 

29.11.2014 zu Vivantes 

Offener Brief der  Initiatoren der  AfA-

Veranstaltung vom 16.12.2014 

Botanischer Garten                              Seite 8 

T&M GmbH im Technik-Museum: Ber icht von 

ver.di-KollegInnen                                        Seite 9 

Soziale Dienste (im Bereich Kinder- und Jugend-

ambulanzen): Situationsbeschreibung und For -

derungen der ver.di Betriebsgruppen-Treffen am 

4.12.2014 des Sozialverbandes VdK Berlin-Brb. 

e.V.  

  Seite 10 

Musikschulen: Zur  Lage der  so genannten 

„freiberuflichen“ Lehrkräfte an den Musikschulen 

der Berliner Bezirke. Bericht einer GEW-Kollegin 

            Seite 10 

Lehrbeauftragte an den Hochschulen: Bericht 

einer GEW-Kollegin zum Aktionstag vom 6. No-

vember 2014 und zur Situation der Lehrbeauftrag-

ten                                                                 Seite 11 

 

Hochschulsekretärinnen: Ber icht einer  ver .di-

Kollegin                                                        Seite 13 

 

Beschlüsse und Stellungnahmen    Seite 14/16 

Beschluss des ver.di- Landesbezirksvorstandes Ber-

lin-Brandenburg vom 24.11.2014 für eine Konfe-

renz des DGB Ber lin  zu prekärer  Beschäftigung 

in Berlin im Frühjahr 2015 

Beschluss des Landesparteitages der Berliner 

SPD vom 8. November  2014 

Flugblatt des ver.di Bezirks Berlin, ver teilt auf 

dem Landesparteitag der SPD Berlin am 8. Novem-

ber 2014 „Ja zu Berlin – Nein zum Kaputtsparen. 

Berlin braucht einen politischen Neuanfang“ 

Tarifeinheit                   Seite 16 

Kontakt / Verantwortlich für die Zusammenstel-

lung:  Volker  Prasuhn, E-Mail: prasuhn@gmx.de 
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Vivantes 
„Vom Dank des Patienten werden wir nicht satt...!“ 

Tarifflucht und forciertes Ausgliederungsbestreben auch im größten 

kommunalen Krankenhauskonzern Vivantes 
ver.di-Aktionsbündnis der TherapeutInnen gegen Ausgliederung bei Vivantes 

Der Vivantes-Konzern, mit rund 
15.000 Mitarbeitern das größte kom-
munale Krankenhaus-Unternehmen 
Deutschlands, verantwortet zu knapp 
einem Drittel die stationäre Grund-
versorgung der Berliner Bevölke-
rung.  

Die Konzernführung will mit der 
Unternehmensstrategie max2, welche 
pro Jahr eine maximale Personalkos-
tensteigerung von 2% vorsieht, das 
Unternehmen gewinnbringend weiter 
führen. Schon in den vergangenen 
Jahren sind hier neben den üblichen 
Dienstleistungen wie Reinigung, 
Speisen- und Textilversorgung weite-
re Bereiche in Tochter- 

gesellschaften überführt worden. Nun 
werden auch die direkt am Heilungs-
prozess der Patientinnen und Patien-
ten beteiligten therapeutischen Mitar-
beiterInnen mit der Ausgliederung in 
tariflose Beschäftigungsverhältnisse 
konfrontiert! Und weitere sollen fol-
gen. Als Argumente der Geschäfts-
führung für diese „normalen Maß-
nahmen zur Stabilisierung des Unter-
nehmens“ werden die im Marktver-
gleich „überdurch-schnittlichen“ 
Löhne und Gehälter der 
„Beschäftigten im Grauen Bereich“ 
angeführt. Nach 10 Jahren Einkom-
mensverzicht im Umfang von jähr-
lich 30 - 40 Mio. Euro mehren sich 
nun die Proteste und der Widerstand 
unter den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern. 

Ende Juni 2014 rief ver.di zu einer 
stärkeren Vernetzung der Betroffenen 
untereinander auf, um sich gegen die 
vom Konzern angekündigten Aus-
gliederungsbestrebungen zu formie-
ren.  

Der Betriebsrat führte Teilbetriebs-
versammlungen zur Information der 
betroffenen Berufsgruppen durch und 
hatte vor Gericht eine dreimonatige 
Frist erwirkt, in der umgehend für 
alle betroffenen Bereiche Projekt-
gruppen gebildet werden mussten.  

Die vom Betriebsrat und den Thera-
peutinnen formulierten Fragen sind 
in den Projektgruppen-Treffen arbeit-
geberseitig nicht klärend beantwortet 

worden, der Unmut unter den KollegIn-
nen wuchs.  

Die Aktionen nahmen in verdichteter 
Abfolge zu und fanden in enger Zusam-
menarbeit mit den Ver.di-
Vertrauensleuten, Betriebsgruppen und 
dem Betriebsrat statt. 

Es folgten: 

→ eine Unterschriftenaktion unter den 
Vivantes-Beschäftigten gegen die ge-
planten Ausgliederungen 

→ selbstinitiierte Treffen der Therapeu-
tInnen mit Unterstützung von Ver.di zur 
weiteren Vernetzung, Aktionsplanung 
und -vorbereitung 

→ ein ver.di-Seminar für Vivantes - Mit-
arbeiterInnen zu den Grundlagen der 
Tarifpolitik und Konzeption eines Flug-
blattes für MitarbeiterInnen 
(Informationen im Zusammenhang mit § 
613a 1)  

→ Kontaktaufnahmen zu Unterstützern: 
von Berufs- und Interessenverbänden 
wurden  Protestschreiben an die Vivantes
-Geschäftsführung gesandt  

Es wurde offensiv demonstriert: 

→ ver.di-Protestdemo am 23.9.14 vor 
der Konzern-Zentrale anlässlich der Auf-
sichtsratssitzung, Unterstützung der be-
troffenen MitarbeiterInnen durch Vivan-
tes-KollegInnen, durch Berufsverbände 
und SchülerInnen und StudentInnen in 
der therapeutischen Ausbildung, durch 
angestellte und  niedergelassene Thera-
peutInnen Berlins, Übergabe der gesam-
melten Unterschriften an Finanzsenator 
Nußbaum, der Beschluss zur Gründung 
der Tochter „Therapeutische Dienste 
GmbH“ wurde bekannt gegeben. 

→ Ausdehnung der Aktivitäten in die 
politische Ebene: Teilnahme an der Dis-
kussionsrunde am 16.9.14 zum Thema: 
„Schluss mit prekärer Beschäftigung, 
Tarifflucht und Lohndumping im Verant-
wortungsbereich des Landes Berlin“, zu 
der die AfA 2 aufgerufen hatte, sowie 
Teilnahme an den Folgetreffen und Mit-
arbeit in der Arbeitsgruppe gegen prekä-
re Beschäftigung in den kommunalen 
Betrieben 

→ Protest am 08.11.14 vor dem Landes-
parteitag der SPD und Verteilen des 
Grußwortes der Vivantes-

Betriebsgruppen an die Delegierten 
der SPD 3: Appell an die SPD, ihre 
Mitverantwortung durch die Über-
nahme der Investitionsverpflichtun-
gen gegenüber Vivantes zu tragen 

→ Der Antrag des AfA-

Landesvorstandes an den Landespar-
teitag wird einstimmig ange-nommen 
und verabschiedet 4 

→ Mahnwache und Aktion zur Auf-
sichtsratssitzung am 10.12.14 

Protestschreiben und Petitionen ent-
standen: 

→ Verfassen eines Offenen Briefes 
an die Geschäftsführung, den Auf-
sichtsrat und die Senatoren Nußbaum 
und Czaja 5 

→ Initiierung der Online-Petition: 
„Keine Ausgliederung der psychiatri-
schen Therapeuten bei Vivantes“ 6, 
die Petition wurde von über 5.000 
Menschen unterstützt und am 
04.12.14  dem Gesundheitssenator 
überreicht  

→ Verfassen einer Petition an den 
Petitionsausschuss des Abgeordne-
tenhauses von Berlin 7  mit der Forde-
rung, den Beschluss zur Gründung 
einer Tochter „Therapeutische Diens-
te“ rückgängig zu machen sowie wei-
tere Ausgründungen mit dem Ziel der 
Tarif-flucht aus dem TVöD bei Vi-
vantes zu stoppen, die Petition wurde 
am 08.12.14  übergeben. 

Auf der ver.di-Bezirkskonferenz am 
29.11.14 ist eine Resolution mit der 
Forderung, den Kampf gegen prekäre 
Beschäftigung zu beginnen und alle 
Ausgründungsbestrebungen der 
Kommunen zu stoppen, einstimmig 
verabschiedet und an den designier-
ten regierenden Bürgermeister Mi-
chael Müller übergeben worden. Die-
ser bekundete, eine entsprechende 
Entscheidung in die Sitzung des Vi-
vantes Aufsichtsrates am 10.12.14 
einzubringen 8.. 

Inzwischen ist bekannt, dass bis zur 
nächsten Aufsichtsratssitzung 2015 
keine weiteren Ausgründungen be-
schlossen werden. Aber: die Tochter 
„Therapeutische Dienste GmbH“  
existiert seit Anfang Dezember, neu-
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Verdi – Betriebsgruppe am Klinikum Neukölln 

Grußwort 
an die Delegierten des Landesparteitages der SPD 

vom 8. November 2014 (Auszüge) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Genossinnen und Genossen, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

in großer Sorge um die weitere Entwick-
lung an den Berliner Krankenhäusern, die 
sich im Besitz des Landes Berlin befin-
den, bitten wir um Ihre/Eure Aufmerk-
samkeit. 

Die Gesundheit der Berliner Bevölke-
rung ist ein wesentlicher Bestandteil der 
öffentlichen Daseinsvorsorge und deren 
Sicherung damit ein vorrangiges Ziel po-
litischen Handelns. Das Unternehmen 
Vivantes ist für knapp ein Drittel der sta-
tionären Grundversorgung des Landes 
Berlin verantwortlich. 

Wir Beschäftigte des Unternehmens 
Vivantes wollen dieser Verantwortung 
gerecht werden. 

Dazu gehört eine ordnungsgemäße Fi-
nanzierung der stationären Gesundheits-
versorgung. Die duale Versorgung der 
stationären Gesundheitsversorgung be-
deutet, die finanzielle Übernahme der 
Lohn- und Gehaltskosten und der Instand-
haltungskosten durch die Krankenkassen, 

eingestellte MitarbeiterInnen sollen 
hier angestellt werden. Es gibt bereits 
Stellenanzeigen in den Online-

Portalen, die Vergütungsstufen in der 
Tochtergesellschaft liegen nach Plä-
nen der GmbH deutlich unterhalb des 
TvÖD.  

Auf einer Führungskräftekonferenz 
wurden parallel zur Gründung der 
GmbH Therapeutische Dienste die 
Vivantes Führungsgrundsätze und das 
Leitbild veröffentlicht. Unter der Fra-
gestellung, wie es gelingen könne, 
dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
nicht nur gut, sondern auch gern im 
Unternehmen arbeiten, äußerte die 
Geschäftsführerin Frau Dr. Grebe 
dort: „Wichtig sind Offenheit und 

Transparenz, ein offener Diskurs er-

möglicht Vertrauen und Verbunden-

heit und erzeugt letztendlich Wär-

me...“! 

Herr Müller wird sich nun an seinen – 
auf der Bezirkskonferenz von intensi-
vem Beifall begleiteten – Worten 
messen lassen müssen! Die ver.di-
Bezirksvorsitzende Susanne Stumpen-
husen sagte zu, den neuen Bürger-
meister in einem Brief an seine Ab-
sichts-erklärungen zu erinnern. 

Die Vivantes-Beschäftigten werden 
sich auf der nächsten, kurzfristig an-
beraumten  Teilbetriebsversammlung 
am 19.12.14 beraten und das weitere 
Vorgehen besprechen. 

___________________________ 

1  § 613a BGB: Rechte und Pflichten 
bei Betriebsübergang   

2 AfA: Arbeitsgemeinschaft für Ar-
beitnehmerfragen in der SPD 

3 Grußwort: Siehe Seite 4-5 

4 Beschluss des SPD-

Landesparteitages: Siehe Seite 14 

5  Offener Brief an die Geschäftsfüh-
rung, den Aufsichtsrat und die Sena-
toren ...: Siehe Seite 5 

6  https://www.openpetition.de/
petition/online/keine-ausgliederung-

der-psychiatrischen-therapeuten-bei-
vivantes 

7 Brief an Petitionsausschuss im Ab-
geordnetenhaus (Auszüge): Siehe 
Seite 6 

8  Resolution der ver.di-
Bezirkskonferenz vom 29.11.14: Sie-
he Seite 7 

Vivantes 

Auszüge aus einem Interview des 

Tagesspiegel vom  2. September 

2014 mit Andrea Grebe, Ge-

schäftsführerin der Vivantes  

nach Fallkosten und Fallmenge abge-
rechnet. Die notwendigen Investitions-
mittel sind nach gesetzlicher Vorgabe 
den Krankenhäusern durch die Lan-
deshaushalte zu erstatten.  

Das Land Berlin ist dieser gesetzli-
chen Verpflichtung in der Vergangen-
heit nur höchst unzureichend nachge-
kommen. 

Damit die dringlichsten Investitionen 
überhaupt finanziert werden konnten, 
musste immer wieder auf die Gelder 
zurückgegriffen werden, die eigentlich 
zur Finanzierung der Löhne und Geh-
älter von den Krankenkassen bereitge-
stellt wurden. Seit zehn Jahren ver-
zichten die Vivantesbeschäftigten auf 
Gehaltsbestandteile in der Größenord-
nung von jährlich ca. 30 – 40 Mio. 
Euro. Diese Gelder sind in die Finan-
zierung von notwendigen Investitio-
nen geflossen und darüber hinaus in 
besonders aufwendige Instandhaltung, 
welche durch versäumte Investitionen 
entstanden sind. Der mit Gründung 
des Unternehmens Vivantes vorhande-
ne Investitionsstau ist dennoch weiter 
angewachsen. 

In der Folge entwickelte sich, 
neben einem wachsenden Investi-
tionsstau, ein gravierender Perso-
nalnotstand, eine nahezu uner-
trägliche Überlastung des Perso-
nals und damit in direkter Verbin-
dung ein erheblicher Qualitätsver-
lust in der stationären Gesund-
heitsversorgung. 

Die stationäre Gesundheits-
versorgung darf nicht weiter 
kaputt gespart werden. 

Nach 10 Jahren Lohnverzicht ist 
es in diesem Jahr endlich gelun-
gen, den Beschäftigten den nor-
malen Tariflohn zu zahlen. So 
groß unsere Freude darüber ist, so 
sehr bedauern wir, dass sich die 
Geschäftsführung von Vivantes 
offenbar gezwungen sieht, nun-
mehr andere Sparmaßnahmen 
einzuleiten. 

Bereits jetzt gibt es eine Reihe 
von Tochterunternehmen bei Vi-
vantes, die in einem tariflosen 
Zustand sind und damit für viele 
Beschäftigte prekäre Arbeitsver-
hältnisse bedeuten. Dieser unwür-
dige Zustand soll nun weiter aus-
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Vivantes 
Offener Brief an die Geschäftsführung,  

den Aufsichtsrat und die  
Senatoren Nußbaum & Czaja  

gebaut werden. 

Eine neue Tochtergesellschaft ist in der 
Gründungsphase – die „Therapeutische 
Dienste GmbH“. Hier sollen Krankengym-
nasten, Ergotherapeuten, Musiktherapeuten, 
Logopäden und viele weitere therapeutische 
Berufsgruppen in einer GmbH zusammenge-
fasst und zu sogenannten „Marktpreisen“ 
beschäftigt werden. Einstiegslohn sollen hier 
1800.- € brutto sein – es entstehen damit 
weitere prekäre Arbeitsverhältnisse. 

Die Beschäftigten in der technischen und 
hauswirtschaftlichen Versorgung, inklusive 
des Patientenbegleitservices sollen in eine 
bereits existierende Service GmbH überge-
leitet werden, ebenfalls ein tarifloser Be-
reich. Dieser Bereich ähnelt der bekannten 
Charite Faciliti Management GmbH kurz 
CFM, mit den aus jüngster Vergangenheit 
bekannten Problemen. Im Doppelpack wer-
den diese Probleme nicht geringer.  

Im Weiteren ist geplant, bereits Anfang des 
nächsten Jahres eine Verwaltungs- GmbH zu 
gründen und große Teile der Verwaltung 
dorthin überzuleiten – selbstverständlich 
ebenfalls eine Tochtergesellschaft in tariflo-
sem Zustand. 

Dies alles unter der Eigentümerschaft 
des Landes Berlin. Wir können nicht glau-
ben, dass die SPD dies als Partei wirklich 
befürwortet oder zulässt. (…) 

Soll diese Lawine wirklich losgetreten wer-
den? Kann die SPD dies als Partei mitverant-
worten? 

Wir fordern den Landesparteitag auf, der 
Zerstörung der stationären Gesundheitsver-
sorgung durch Kaputtsparen ein Ende zu 
setzen.  

Ein Neuanfang in der Berliner Landespoli-
tik ist nötig und möglich. 

Stellt sicher, dass zukünftig die Investiti-
onskosten der Berliner Krankenhäuser durch 
das Land Berlin in vollem Umfang erstattet 
werden.  

Die - durch die Erstattung der Investitions-
kosten - freiwerdenden Gelder müssen direkt 
in zusätzliches Personal umgewandelt wer-
den, damit die unerträgliche und gefährliche 
Überlastung des Personals endlich ein Ende 
hat und eine normale Qualität der Patienten-
versorgung gesichert werden kann. 

Verhindert weitere Ausgliederungen und 
Überleitungen von Beschäftigten in Tochter-
gesellschaften ohne dauerhafte Besitzstands-
wahrung. 

Tochtergesellschaften deren Eigentümerin 
das Land Berlin ist, dürfen keinesfalls tarif-
freie Zonen sein. 

Setzt euch für eine Gesetzesinitiative ein, 
welche dauerhafte Personalgestellungen, als 
Ausnahmeregelung  auch in Zukunft mög-
lich machen. 

Sehr geehrter Herr Dr. Nußbaum,  
Sehr geehrter Herr Czaja, 
Sehr geehrte Mitglieder des Aufsichtsrates der Vivantes GmbH, 
Sehr geehrte Frau Dr. Grebe, 
Sehr geehrter Herr Dr. Friese 

Betr.: Geplante Ausgliederung der therapeutischen Dienste 

Die Geschäftsführung der Vivantes Netzwerk für Gesundheit GmbH plant, alle 
therapeutischen Bereiche, wie Physiotherapie, Ergotherapie, Logopädie, Musik-
therapie, Tanztherapie, Kunsttherapie, Gestalttherapie etc., in eine Tochtergesell-
schaft auszu-gliedern. Darüber hinaus beabsichtigt der größte kommunale Kli-
nikkonzern Deutschlands die Ausgliederung weiterer Bereiche. Das halten wir 
aus wirtschaftlicher und fachlicher Sicht für eine Fehlentscheidung. 

Alle Beschäftigten der Vivantes GmbH haben durch langjährigen Lohnverzicht 
die Existenz und Sanierung des Konzerns erst ermöglicht. Wir sind nicht bereit, 
durch weiteren Lohnverzicht oder fortschreitende Verschlechterung der Arbeits-
bedin-gun-gen für die unterlassene Finanzierung des Landes Berlin zu bezahlen. 

Das Land Berlin ist gesetzlich verpflichtet, Investitionen für Vivantes zu finan-
zieren. Wir erwarten von der Geschäftsführung der Vivantes GmbH, die im 
Krankenhaus-finanzierungsgesetz vorgeschriebenen und bereitzustellenden In-
vestitionsmittel vom Land Berlin einzufordern, anstatt durch Ausgliederung Ta-
rifflucht aus dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) zu begehen. 
Zudem fordern wir den Senat von Berlin auf, seiner Finanzierungsverpflichtung 
gegenüber Vivantes nachzukommen. 

Das von der Geschäftsführung genannte Einsparpotential durch die Ausgliede-
rung ist mehr als fraglich, da hierdurch Qualitätsminderungen zu erwarten sind, 
die zu Erlösverlusten führen. 

Prekäre Arbeitsbedingungen und niedrigere Entlohnung neu eingestellter Mitar-
beiter/ innen senken erfahrungsgemäß Motivation, Leistungsumfang und Ar-
beitsqualität, führen zu Identitätsverlust, erhöhen die Mitarbeiterfluktuation 
und schädigen nachhaltig das Betriebsklima. Instabile Teamstrukturen und häu-
fig wechselnde Mitarbeiter/innen sind für Bereiche mit spezifischen rehabilitati-
ven Schwerpunkten, in Kliniken mit besonderen diagnostischen Leistungsspek-
tren sowie in der Arbeit mit Kindern und psychisch Erkrankten kontraproduktiv. 
Sie bedingen Informationsverlust, kommunikative Defizite und verhindern den 
Aufbau einer stabilen Beziehung zwischen Therapeut/in und Patient/in. 

Die geplante Abwärtsentwicklung im Gehaltsniveau steht zudem in deutlichem 
Kontrast zur europaweiten Entwicklung hin zur Akademisierung der therapeuti-
schen Berufe. 

Wir erwarten die Wertschätzung, die unserer geleisteten Arbeit entspricht. Diese 
drückt sich vor allem darin aus, dass das Niveau unserer therapeutischen Leis-
tungen und der bisherigen Arbeitsbedingungen hinsichtlich Rechtsrahmen, Ver-
tragstreue, Bezahlung und Weiterbildungsmöglichkeiten sichergestellt wird. Nur 
dies ist weitblickende und verantwortungsvolle Unternehmenspolitik! 

Wir fordern Sie, Herr Senator Nussbaum, Herr Senator Czaja und den 
Aufsichtsrat der Vivantes GmbH auf, die geplanten Ausgliederungen zu 
verhindern. 

In ihrer Funktion als zuständige Senatoren für Gesundheit und Finanzen 
fordern wir Sie auf, dass der Senat seiner Finanzierungsverpflichtung nach-
kommt. 

Wir fordern Sie, die Geschäftsführung der Vivantes GmbH auf, die Ausglie-
derungen nicht weiter zu verfolgen. 

Im Vertrauen auf eine weise und weitsichtige Entscheidung für unsere Pati-
enten und uns Therapeuten verbleiben wir mit freundlichen Grüßen 
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Brief vom 7. Dezember 2014 an den  

Petitionsausschuss des Abgeordnetenhauses von 

Berlin (Auszüge) 

Sehr geehrte Frau Thamm,  

sehr geehrter Herr Kugler,  

sehr geehrte Damen und Herren im 
Petitionsausschuss, 

während der Sitzung des Aufsichts-
rates der Vivantes-GmbH am 
23.09.2014 haben die Herren Senato-
ren Nussbaum und Czaja in ihrer 
Aufsichtsratsfunktion bei der Vivan-
tes- GmbH den Beschluss mitgetra-
gen, eine Tochtergesellschaft 
„Therapeutische Dienste GmbH“ zu 
gründen. Es sollen alle therapeuti-
schen Bereiche ausgegliedert und in 
diese Tochter überführt werden. 

Die Aufsichtsratssitzung am 
10.12.2014 soll als nächstes die Über-
führung der Bereiche Patientenbe-
gleitservice, Facility Management, 
Lager/Logistik und Einkauf in eine 
„Service Tochter“ beschließen. 

Diese Entscheidungen wurden ge-
troffen, um mittels Einsparungen bei 
den Lohnkosten (Reduzierung von 
bis zu 50%!) die unterlassene Aus-
stattung mit ausreichenden finanziel-
len Mitteln für notwendige Investiti-
onen auszugleichen. Dies kann und 
darf nicht der richtige Weg sein, die 

Vivantes 

Patientenversorgung der Berliner zu 
sichern! 

Ferner kommt das Land Berlin nicht 
mehr seiner Fürsorgepflicht für die 
Beschäftigten des landeseigenen Unter-
nehmens Vivantes nach, wenn deren 
existenzsichernde Einkommen bzw. 
deren existenzsichernde Altersrente 
zur Disposition gestellt werden. 

Zum Hintergrund:  

Vivantes ist für ca. ein Drittel der statio-
nären Grundversorgung des Landes Ber-
lin zuständig. Der Senat sieht zukünftig 
pro Jahr eine pauschale Investitionsförde-
rung in Höhe von 11 Mio. € vor; lt. Vi-
vantes Geschäftsführung sind jedoch 
jährlich 75-80 Mio. € für dringliche In-
vestitionen notwendig.  

Es besteht ein erheblicher Investitions-
rückstau. Das Land Berlin kommt somit 
nachweislich seit Jahren seiner gesetzli-
chen Pflicht nicht nach. 

Um die notwendigen Investitionen den-
noch tätigen zu können, greift Vivantes 
auf zugewiesene Mittel der Krankenkas-
sen, welche eigentlich zur Sicherstellung 
der medizinischen Versorgung und zur 
Deckung der Personalkosten dienen sol-
len, zurück. 

Augenscheinlich ist der 
Druck der Politik auf 
die Geschäftsführung 
von Vivantes derzeit 
sehr hoch – die Finan-
zierungslücke soll durch 
ein Konzept zur Um-
strukturierung des Kon-
zerns möglichst rasch 
geschlossen werden. 

Aktuell werden die 
Möglichkeiten zur 
Schließung der Finan-
zierungslücke wieder 
bei Gehaltseinsparun-
gen in Höhe von ca. 30 
Mio. € pro Jahr gese-
hen. 

Dies soll u.a. durch das 
Ausgliedern von Aufga-
ben und Leistungen in 
Tochterfirmen gesche-
hen. Damit ermöglicht 
man eine Bezahlung der 

„Ohne weiteres konnten die SPD-Delegierten zu ih-

rem  Parteitag im Berliner Congress Centrum nicht kom-

men. Vor der Eingangstür bildeten Verdi-Leute ein Spalier 

und verteilten Flugblätter. Sie demonstrierten gegen das 

"Kaputtsparen" des Vivantes-Konzerns. Es gebe Tochterun-

ternehmen bei Vivantes, die in einem tariflosen Zustand 

seien. Das könne die SPD als Partei nicht mitverantwor-

ten.“ (Tagesspiegel vom 8. 11. 2014) 

Mitarbeiter unterhalb des für die Mutter 
geltenden Tarifes. 

Zunächst werden neue Mitarbeiter dort 
eingestellt, sehr wahrscheinlich ist mit-
telfristig dann damit zu rechnen, dass 
man den in der Mutter verbliebenen 
Beschäftigten eine Weiterbeschäftigung 
in der neuen GmbH zu schlechteren 
Bedingungen anbietet. Spätestens 2016, 
mit Auslaufen des Kündigungsschut-
zes, sind hier viele Möglichkeiten für 
Veränderungen gegeben. 

Wir kritisieren, dass die betroffenen 
Senatsverwaltungen diese Form der 
Tarifflucht decken und in Kauf neh-
men, dass die geplante finanzielle Ab-
wertung dieser für die Patienten so 
wichtigen Leistungen auch qualitative 
Verschlechterungen nach sich ziehen 
wird. 

Wir befürchten, dass sich die Gesund-
heitsversorgung der Berliner Bevölke-
rung durch diese Entwicklung immer 
weiter verschlechtern wird! 

[...] 

Die Tarifflucht von Deutschlands 
größtem kommunalen Krankenhaus-
konzern wird bundesweit neue Nega-
tiv-Maßstäbe setzen. Jahrzehntelang 
erkämpfte Rechte und gesicherte 
Arbeitsbedingungen werden mit die-
ser politisch motivierten wirtschaftli-
chen Entscheidung zunichte ge-
macht. Der Imageschaden für Vivan-
tes und das Land Berlin ist immens: 
Qualifizierte MitarbeiterInnen eines 
kommunalen Arbeitgebers müssen 
zu prekären Arbeitsbedingungen 
arbeiten und drohen dadurch in Al-
tersarmut abzurutschen. 

Sehr geehrte Damen und Herren 
vom Petitionsausschuss, bitte setzen 
Sie sich mit all ihren Mitteln dafür 
ein, dass das Abgeordnetenhaus von 
Berlin bzw. der Senat seiner Investi-
tionsverpflichtung nachkommt und 
die Geschäftsführung ihren Be-
schluss zur Gründung einer Tochter 
„Therapeutische Dienste“ rückgän-
gig macht sowie weitere Ausgrün-
dungen mit dem Ziel der Tarifflucht 
aus dem TVöD bei Vivantes stoppt. 

07.12.2014 

Aktionsbündnis der Vivantes  

Therapeuten gegen Ausgliederung 

Initiative gegen die Ausgliederung  

der psychiatrischen Therapeuten  

bei Vivantes 
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Resolution der ver.di  

Bezirkskonferenz am 
29.11.2014: 

Der Berliner Senat hat es in der Hand: 

Der Kampf gegen prekäre Beschäftigung beginnt mit 
dem Stopp aller Ausgründungen, beginnend mit den 
geplanten weiteren Ausgründungen bei Vivantes. 

Deshalb fordert die ver.di Bezirkskonferenz vom 
29.11.2014 den Senat auf 

Keine Gründung von weiteren Tochterunterneh-
men bei Vivantes. 

Keine Überleitung von Beschäftigten in die Service 
GmbH 

Vivantes ist das größte öffentliche Klinikum Deutsch-
lands. Geschäftsführung und Aufsichtsrat beabsichti-
gen große Teile der Belegschaft in bereits vorhandene 
oder noch zu gründende Tochtergesellschaften überzu-
leiten. Schon heute sind mehrere Tochtergesellschaften 
in tariflosem Zustand oder in Tarifverträgen, die für 
die Altbeschäftigten erhebliche Lohneinbußen bedeu-
ten würden.  

Die Beschäftigten in der technischen und hauswirt-
schaftlichen Versorgung, inklusive des Patientenbe-
gleitservices sollen in eine bereits existierende Service 
GmbH übergeleitet werden, ebenfalls ein tarifloser Be-
reich. Dieser Bereich ähnelt der bekannten Charité Fa-
cility Management GmbH, kurz CFM, mit den aus 
jüngster Vergangenheit bekannten Problemen.  

Der Berliner Senat hat die volle politische Verantwor-
tung für das Klinikum Vivantes, das zu 100 % in öf-
fentlicher Hand ist, und damit auch für alle Maßnah-
men die von der Geschäftsführung und dem Aufsichts-
rat getroffen werden.  

ver.di Berlin wird den Senat nicht aus seiner Verant-
wortung entlassen.  

Er fordert den Senat auf ausreichende Investitionsmit-
tel für Vivantes zur Verfügung zu stellen, so dass die 
Investitionen nicht länger aus den Personalkosten zu 
Lasten des Personals „erwirtschaftet werden müssen.“ 
Vivantes hat einen normalen jährlichen Investitionsbe-
darf von ca. 80 Millionen. 50 Millionen werden inves-
tiert, davon kommen ca. 20-35 Millionen vom Land 
Berlin, das allein für die Investitionen zuständig ist. 
Ca. 25-30 Millionen sollen „erwirtschaftet“ werden, 
d.h. auf Kosten des Personals. Dabei ist der aufgelaufe-
ne Investitionsstau noch nicht berücksichtigt.  

Notwendig ist eine Investitionsplanung, die diesen Na-
men verdient und einen handlungsfähigen Betrieb er-
möglicht. 

Vivantes 

Offener Brief der Initiatoren der 

AfA-Veranstaltung  
vom 16. September 2014 

an  
Michael Müller, SPD, Regierender Bürger-

meister von Berlin 

Raed Saleh, Fraktionsvorsitzender der SPD 

im Berliner Abgeordnetenhaus 

Jan Stöß, SPD-Landesvorsitzender 

Lieber Jan, lieber Raed, lieber Michael, 

sicher erinnert Ihr Euch, dass auf unserer Veranstal-
tung zu prekärer Beschäftigung im September die ge-
planten Ausgliederungen bei Vivantes eine große Rol-
le in der Diskussion gespielt haben. Folgerichtig hat 
der Landesparteitag der Berliner SPD im Novem-ber 
den Antrag der AfA verabschiedet, in dem es heißt: 
„Der Kampf gegen prekäre Beschäftigung beginnt 

mit dem Stopp aller Ausgründungen, beginnend mit 

den geplanten Ausgründungen bei Vivantes.“ 

In dem Antrag wurde auch festgehalten, dass das „eine 

sofortige öffentliche Investitionsoffensive“  erfordert. 
Auf der Bezirkskonferenz von ver.di Berlin, standen 
die geplanten Ausgliederungen bei Vivantes im Mit-
telpunkt der Diskussion mit Michael Müller, dem da-
mals noch designierten Regierenden Bürgermeister. In 
einer einstimmig verabschiedeten Resolution, die ihm 
mitgegeben wurde, wurden diese Forderungen noch-
mals erhoben: 
Keine Gründung von weiteren Tochterunterneh-
men bei Vivantes  
Keine Überleitung von Beschäftigten nach § 613a 
BGB bei Vivantes 

Jetzt haben sich die Kolleginnen und Kollegen von 
Vivantes informiert und erfahren, dass am 3.12. die 
Tochter „Therapeutische Dienste GmbH“ gegründet 
wurde und schon Personaleinstellungen vornimmt. 
Damit wird der Prozess zur Bildung eines weiteren 
Niedriglohnsektors eingeleitet. 
Das kann niemand wollen. 
Wir fordern Euch auf, gegenüber dem Senat, dem Ab-
geordnetenhaus, dem Aufsichtsrat und der Geschäfts-
führung die Initiative dafür zu ergreifen, dass die 
Tochter „Therapeutische Dienste GmbH“ wieder auf-
gelöst wird und Vivantes die notwendigen Investiti-
onsmittel erhält. 
Für Rückfragen stehen wir Euch gerne zur Verfügung. 
Mit solidarischen Grüßen 

 

Vorsitzende der AfA-Treptow-Köpenick:  
Dr. Ursula Walker 
Vorsitzender der AfA-Reinickendorf: Sven Meyer   
Vorsitzender der AfA-Charlottenburg-

Wilmersdorf: Gotthard Krupp  
Vorsitzender der AfA-Tempelhof-Schöneberg: 
Volker Prasuhn  
Vorsitzender der AfA-Berlin: Chr istian Hass  
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ver.di Fachbereich Bildung, Wissenschaft, Forschung Berlin-

Brandenburg 
Bericht der ver.di-Mitglieder von der Kuratoriumssit-

zung am 01.10.2014 (Auszüge) 

Am 1. Oktober 2014 fand eine Sit-
zung des Kuratoriums der Freien Uni-
versität statt. Bei dieser Sitzung wur-
den wichtige Themen besprochen, die 
die Zukunft und die Finanzierung des 
Botanischen Gartens sowie des Ge-
meinschaftsbetriebes und der Be-
triebsgesellschaft betreffen. Bei der 
Sitzung war für die Gewerkschaft 
ver.di Susanne Feldkötter vor Ort. 
Zahlreich erschienen waren auch der 
Gesamtpersonalrat der FU und der 
Personalrat der ZE Beschäftigten. Wir 
möchten nun versuchen einige Fragen 
zu beantworten, die an uns herangetra-
gen wurden: 

Welche Aufgaben übernimmt das 

Kuratorium? 

Das Kuratorium der Freien Universität 
ist ein zentrales Organ des Zusam-
menwirkens zwischen Hochschule, 
Staat und Gesellschaft. Es ist unter 
anderem zuständig für die Feststellung 
des Haushaltsplans, die Einrichtung, 
Veränderung und Aufhebung von 
Organisationseinheiten und die der  
Universität zugewiesenen staatlichen 
Aufgaben von grundsätzlicher oder 
besonderer Bedeutung. [...] 

Warum sind die Beschlüsse des Ku-

ratoriums für den Gemeinschaftsbe-

trieb so wichtig? 

Die Gründungen der Betriebsgesell-
schaft und des Gemeinschaftsbetrie-
bes sind aufgrund eines Beschlusses 
des Kuratoriums vom 30.06.2006 er-
möglicht worden. Das Kuratorium 
bestimmt ein Stück weit die Spielre-
geln, unter welchen Bedingungen eine 
Privatisierung und die Bildung eines 
Betriebes innerhalb der Freien Univer-
sität durchgeführt werden. Das Kura-
torium hat damit großen Einfluss, was 
im Botanischen Garten Berlin in Zu-
kunft geschieht. [...] 

Warum beschäftigt sich das Kurato-

rium seit 2006 auf seiner Sitzung 

erneut mit dem Gemeinschaftsbetrieb 

und dem Botanischen Garten Ber-

lin? 

Wie Ihr erfahren habt, setzt sich die 
Gewerkschaft ver.di für eine Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen insbe-
sondere für höhere Löhne in der Be-

Botanischer Garten 

triebsgesellschaft ein. Im Raum steht die 
Forderung einer Angleichung der Löhne 
der Mitarbeiter(innen) der Betriebsge-
sellschaft an die Löhne der Mitarbeiter
(innen) der ZE Beschäftigten im Ge-
meinschaftsbetrieb. Diese Forderung, 
welche bisher nur „hinter vorgehaltener 
Hand“ kommuniziert wurde, fand über-
raschender Weise nun auch innerhalb 
der kommunalen Politik Unterstützung. 
Politiker in Berlin sind ein Stück weit 
auf den Botanischen Garten aufmerksam 
geworden und es scheint so, dass die 
Entscheidung, wie es mit dem Botani-
schen Garten weiter geht nun auch eine 
politische Dimension erreicht hat. Wie 
Ihr vielleicht wisst, Löhne können in 
öffentlichen Einrichtungen nur zwischen 
Gewerkschaften und Arbeitgebern oder 
außertariflich verhandelt werden. 

Es fand eine Veranstaltung der AfA 

statt. Was hat es damit auf sich? 

Die Veranstaltung der AFA fand am 
16.09.14 statt. Dort kam die Solidaritäts-
bekundung von namhaften Politikern 
der SPD für faire Löhne im Botanischen 
Garten sehr stark zum Ausdruck. Unter 
der Überschrift: „Schluss mit prekärer 
Arbeit und tariffreien Bereichen im 
Verantwortungsbereich des Landes 
Berlin“ folgten ca. 150 Personen der  
Einladung von vier Kreisverbänden der 
Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmer-
fragen in der SPD (AfA) um gemeinsam 
über die Situation prekärer Beschäfti-
gung im Land Berlin zu diskutieren. 

Auf dem Podium waren unter anderen 
Jan Stöß (SPD Landesvorsitzender 
Berlin) und Raed Saleh (Vorsitzender 
der SPD-Fraktion im Berliner Abge-
ordnetenhaus). Die Situation im Bota-
nischen Garten und in anderen Unter-
nehmen in Berlin wurde dort ausführlich 
diskutiert. Die Presse war bei dieser 
Veranstaltung ausgeschlossen. Das hat 
auch damit zu tun, dass die Podiumsgäs-
te sich um das Bürgermeisteramt in Ber-
lin bewerben. Die Solidaritätsbekun-
dung der Akteure war bemerkenswert. 
Ausführliches Infomaterial zu der 
Veranstaltung findet Ihr auch auf 
dieser Seite. 

Welche Eindrücke haben wir bei der 

Kuratoriumssitzung gewonnen? 

Herr Borsch, der Direktor des Botansi-

chen Gartens, stellte in einer Präsenta-
tion ein-drucks-voll da, wie stark ver-
netzt die wissenschaftliche Arbeit des 
Botanischen Gartens innerhalb Ber-
lins, Deutschlands und Weltweit ist. 
Es gibt eine eng verzahnte Zusam-
menarbeit der Freien Universität mit 
dem Botanischen Garten Berlin. Der 
Kanzler der FU bestätigte das und 
fügte hinzu, dass der Botanische Gar-
ten eine wichtige Schaufensterfunkti-
on für die Freie Universität darstellt, 
auf die man nicht verzichten könne. Er 
bekannte sich klar zu der Einrichtung. 
Außerdem komme dem Botanischen 
Garten innerhalb des Bezirks Steglitz 
eine besondere Bedeutung in seiner 
Rolle als Touristenmagnet zu. 

Der Kanzler der FU räumte weiterhin 
ein, dass die Sparmaßnahmen im 
BGBM ins-be-sondere durch das un-
terschiedliche Lohngefüge 
(Betriebsgesellschaft/ZE) seit Jahren 
zu Spannungs-feldern und zu Verwer-
fungen innerhalb des Gemeinschafts-
betriebs führen. Diesen Weg einfach 
so fortzusetzen gestalte sich schwie-
rig. Eins der Kuratoriums-mitglieder 
beschreibt eine Weiterverfolgung die-
ses Kurses als „Kannibalismus“. 

Der Kanzler veranschaulicht dann 
anhand von Rechenbeispielen und 
Statistiken, dass ge-klärt werden muss, 
wer die zusätzlichen Kosten, die durch 
die Forderung der ver.di ent-stehen 
werden, tragen soll. Die Anpassung 
der Löhne der Betriebsgesellschaft an 
die der ZE würde mit etwa 800 000 
Euro pro Jahr zusätzlich „zu Buche 
schlagen“. Die Freie Universität kön-
ne das alleine nicht leisten. Ebenfalls 
absehbar ist, dass mittel- und lang-
fristig die Finanzierung der baulichen 
Unterhaltung und Sanierung im Bota-
nischen Garten gestemmt werden 
muss. Wir haben das so verstanden, 
dass auch hier das Land Berlin bei der 
Bereitstellung von Geldern künftig 
stärker in die Pflicht genommen wer-
den soll. 

Die Kuratoriumsmitglieder brachten 
in einer Reihe von Wortmeldungen 
zum Ausdruck, dass Outsourcing kein 
geeignetes Mittel sei, um die Situation 
im Botanischen Garten nachhaltig zu 
verbessern. Eine Befriedung der Zu-
stände könne durch eine Verbesserung 
der Löhne der Mitarbeiter/innen in der 
Betriebsgesellschaft entstehen. Man 
hätte weitreichende Erfahrungen mit 
einem Unternehmen in Hamburg ge-
macht. Bei dem hätte Outsourcing den 
Abwärtstrend nur beschleunigt. Wir 
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T&M GmbH im Technik-Museum 

Bericht von ver.di-Kolleginnen  

und Kollegen der T&M 

Am 12. November 2002 wurde die 100%ige Tochtergesell-
schaft der Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin, die 
T&M Marketing und Museum GmbH, gegründet, um das Out-
sourcing der Besucherbetreuung zu ermöglichen. Die Ge-
schäftsführung der GmbH wird zugleich von dem Direktor der 
Stiftung Deutsches Technikmuseum Berlin, Prof. Dr. Dirk 
Böndel, ausgeübt. Dadurch kann die Personalpolitik der Ge-
schäftsführung beliebig betrieben werden. Zum Beispiel wer-
den nach Bedarf durch Reduzierung des Auftrags von der Stif-
tung an die GmbH Arbeitsplätze gestrichen, ohne dass der Be-
triebsrat der GmbH etwas dagegen unternehmen kann. Darüber 
hinaus kann die Direktion des Museums sich durch die GmbH 
gestatten,  Arbeitsbedingungen anzubieten, die weitaus prekä-
rer als die Arbeitsbedingungen des öffentlichen Dienstes sind: 
die Mitarbeiter der GmbH sind zum größten Teil Lohnempfän-
ger und müssen spätestens nach  2 Jahren das Museum verlas-
sen, unabhängig davon, wie qualitativ wertvoll ihre Arbeit ist. 

Die T&M GmbH ist eine 100% Tochtergesellschaft der Stif-
tung Deutsches Technik-museum. Sie wird seit 2003 zur Out-
sourcing der Besucherbetreuung verwendet, womit der Tarif-
vertrag des öffentlichen Dienstes umgangen wird. So verdienen 
die Kolleginnen in der Tochtergesellschaft ca. 9 Euro, knapp 
über den Mindestlohn, ca. 3-4 Euro weniger als die KollegIn-
nen in der Stiftung. Es gibt in der Besucherbetreuung aus-
schließlich Teilzeitkräfte und ein großer Teil ist sachgrundlos 
befristet. Als Grund wurde zum einen angegeben, dass man 
sich eine entsprechende Flexibilität erhalten möchte und zum 
anderen will man keine „Scheintoten“ als angestellten. Die Ge-
schäftsführung ist der Meinung, wen man den Job dauerhaft 
Vollzeit tut, verliert man seine Motivation. 

Die Sachgrundlose Befristung ist ein großes Problem. So wer-
den KollegInnen einge-schüchtert. Genauso werden Tarifver-
handlungen sowie die Arbeit des Betriebsrates erschwert. So 
kam es auch vor, dass gesagt wurde: wir könne nicht entfristen, 
wir haben gerade eine schlechte Beziehung zum Betriebsrat. 

Wie absurd dieses Konstrukt der Auslagerungen von Teilberei-
chen ist zeigt sich bei uns besonders deutlich, da es, wie ge-
sagt, auch noch in der Stiftung einige Besucherbetreuer gibt. 
So betreut bspw. die Stiftung Raum 1 und die GmbH Raum 2. 
In Raum 1 verdienen die Mitarbeiter ca. 13 Euro in Raum 2 
dagegen 9 Euro. Hinzu kommt, dass es Mitarbeiter gibt, die 
sowohl in der Stiftung wie in der GmbH als Besucherbetreuer 
arbeiten, um auf eine Vollzeitstelle zu kommen. Das heißt, der 
Kollege arbeitet bspw. am Dienstag und Mittwoch in Raum 1 
für 13 Euro und Donnerstag/Freitags in Raum 2 für 9. Es kann 
jedoch auch passieren, dass die Stiftung der GmbH aushelfen 
muss. Dann arbeiten die Kollegen am Dienstag für 13 Euro in 
Raum 2 wo sie am Donnerstag dann für 9 Euro arbeitet. Genau 
das kann auch am Donnerstag passieren. Dann hilft sie der Stif-
tung aus und arbeitet für 9 Euro in Raum 1 wo sie sonst für 13 
Euro arbeitet. 

schließen aus den sehr eindrucksvollen Wort-
meldungen des Kuratoriums, das es eine breite 
Mehrheit gibt, die sich gegen Outsourcing und 
die Ausgliederung weiterer Arbeitsbereiche 
positioniert hat. Wie anfangs beschrieben, das 
Kuratorium ist verantwortlich für die Einrich-
tung, Veränderung und Aufhebung von Or-
ganisationseinheiten innerhalb der Freien 
Universität. 

Ein Kuratoriumsmitglied berichtete von seinem 
Besuch im Botanischen Garten. Das Personal an 
den Eingängen wurde ausdrücklich gelobt. Es 
sei eindrucksvoll gewesen, wie freundlich das 
Personal an den Eingängen gegenüber Besu-
chern auftritt, trotz der niedrigen Löhne. Das sei 
Ihr in Erinnerung geblieben. Den Gärtner(innen) 
käme im Botan-i-schen Garten eine besondere 
Bedeutung zu. Es sei wichtig, dass auch die 
Gärtner(innen) der Betriebsgesellschaft eine 
anständige Bezahlung erhalten, denn diese seien 
auch im Besucherbereich beschäftigt und sind 
ein Stück weit Aushängeschild der Einrichtung. 
Sie lobte weiterhin alle Beschäftigten des Ge-
meinschaftsbetriebs für Ihr Engagement und das 
Durchhaltevermögen. Im Nachgang äußerten 
sich einige Kura-toriums-mitglieder sehr kri-
tisch darüber, dass die Löhne in der Betriebsge-
sellschaft nur knapp über dem Mindestlohn lie-
gen. 

Wie geht es nun weiter? 

Wir werten die Ergebnisse des Kuratoriums als 
klaren Appell der Freien Universität an das 
Land Berlin. Die Finanzierung im Allgemeinen 
könne nicht von der Freien Universität alleine 
getragen werden. Es war ein deutliches Engage-
ment aller Kuratoriumsmitglieder zu spüren, 
den Botanischen Garten künftig mit einer fairen 
Entlohnung in seiner Vielfalt zu erhalten. Herr 
Borsch und das Kuratorium signalisierten, dass 
es gut wäre die nächste Kuratoriumssitzung im 
Botanischen Garten abzuhalten. 

Positiv sind uns die Umgangsformen innerhalb 
des Kuratoriums in Erinnerung geblieben, nicht 
zuletzt der respektvolle Umgang des Kanzlers 
mit den zahlreich erschienenen Arbeitnehmer-
vertretungen. Julia Müller, die Vorsitzende des 
Gesamtpersonalrats, hat sich mehrmals ein-
drucksvoll für alle Beschäftigten des Botani-
schen Gartens Berlin einge-setzt. 

Wir werden versuchen Euch auch in Zukunft 
auf dem neuesten Stand zu halten. Sollten in 
unserem Gedächtnisprotokoll Fehlinterpretatio-
nen vorhanden sein, bitten wir dies zu entschul-
digen. Wir geben mit diesem Schreiben nur un-
seren persönlichen Eindruck wieder. Etwaige 
Protokolle zur Sitzung stehen uns noch nicht zur 
Verfügung. 

 

Quelle: https://biwifo-bb.verdi.de/betriebe-und-

gruppen/botanischer-garten/++co++a3a7bbbe-

68d7-11e4-8b21-525400a933ef  
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ver.di Betriebsgruppen-Treffen am 4.12.2014 des 

Sozialverbandes VdK Berlin-Brandenburg e.V. 

Beschreibung wie die Situation ge-
rade ist: 

1. Kein einheitliches Entgeltsys-
tem, keine Gehaltsentwicklung 
seit 2003, d. h. realer Lohnver-
lust   von 30 % 

2. Es werden immer mehr Aufga-
benbereiche vom Senat auf 
öffentliche Stellen über-tragen, 
aber keine Gelder dafür freige-
setzt. Kein angemessener Per-
sonal-schlüssel, zu wenig Ar-
beitsräume, Anspruchshaltung 
und Richtlinien steigen stetig. 

3. Um diesen Wünschen zu ent-
sprechen, gibt es viele Mehr-
stunden, hohen Krank-
heitsstand und die Angst der 
einzelnen Mitarbeiter/Innen des 
Qualitäts-verlustes. 

4. Einführung eines Qualitätsma-
nagements, dann Einführung 
eines Datensystems, die Eigen-
verantwortung wird immer 
höher, da es keine Schulungen 
für neu angeschaffte Gerät-
schaften / Programme gibt, d. 
h. Erlerntes viel in Eigenregie. 

5. Es gibt immer mehr wirtschaft-

Soziale Dienste 

liche Eigenverantwortlichkeit, 
Subsidiaritätsprinzip 

6. Spaltung der Belegschaft, da es 
unterschiedliche Gehälter für die 
gleiche Arbeit gibt 

 

Wir fordern: 

• Eine vernünftige Finanzausstat-
tung aller senatsgeförderten Pro-
jekte in der Daseinsfürsorge 
(nach §119 Sozialpädiatrische 
Zentren ⃰  ist der Senat dafür zu-
ständig) = Sicherstellung der 
Versorgung durch angemessene 
Budgets! 

• Erhöhung der Senatszuwendung 
(für Personal, Mittel, Finanzie-
rung der Projekte, angemessene 
Tarife) 

• Abschaffung der tariffreien Be-
reiche in den sozialen Diensten 
des Landes Berlin!  
= einen einheitlichen Tarifvertrag  

• Beschäftigte von Trägern, die 
öffentliche Aufgaben des Senats 
übernehmen, haben das Recht auf 
Gleichstellung mit Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes! 

• Abwenden der Altersarmut / 
Rentensicherheit 

• Angemessene Personalent-
wicklung, Schluss mit Ein-
sparung am Personal 

 

Anmerkung 

⃰§ 119 Sozialpädiatrische Zentren 

(1) Sozialpädiatrische Zentren, die 
fachlich-medizinisch unter ständiger 
ärztlicher Leitung stehen und die 
Gewähr für eine leistungsfähige und 
wirtschaftliche sozialpädiatrische Be
-hand-lung bieten, können vom Zu-
lassungsausschuss (§ 96) zur ambu-
lanten sozial-pädiatri-schen Behand-
lung von Kindern ermächtigt wer-
den. Die Ermächtigung ist zu ertei-
len, soweit und solange sie notwen-
dig ist, um eine ausreichende sozial-
pädiatrische Behandlung sicherz-u-
stellen.  

(2) Die Behandlung durch sozialpä-
diatrische Zentren ist auf diejenigen 
Kinder auszurichten, die wegen der 
Art, Schwere oder Dauer ihrer 
Krankheit oder einer drohenden 
Krankheit nicht von geeigneten Ärz-
ten oder in geeigneten Frühförder-
stellen behandelt werden können. 
Die Zentren sollen mit den Ärzten 
und den Frühförderstellen eng zu-
sammenarbeiten. 

Musikschulen 

Zur Lage der so genannten freiberuflichen“ Lehrkräfte an den Musikschulen 

der Berliner Bezirke  

In Berlin arbeiten weit über 90% der 
MusikschullehrerInnen auf Honorarba-
sis (eine bundesweit einmalige Quo-
te!). Diese Menschen haben in der 
Regel nach jahrelanger privat finan-
zierter Instrumentalausbildung und 
dem Bestehen einer anspruchsvollen 
Zugangsprüfung ein Studium an einer 
Musikhochschule absolviert. Für die 
Mehrheit ist diese Tätigkeit ihr Haupt-
beruf, sie haben daneben keine oder 
nur geringfügige Einkünfte. Ihre im-
mer schon schwierigen Existenzbedin-
gungen haben sich im vergangenen 
Jahr z.T. dramatisch verschlimmert. 

Immer schon arbeiten sie ohne Tarif-
vertrag, sie haben demzufolge keinen 

Kündigungsschutz, keinen Mutterschutz, 
keine längerfristige Sicherheit bezüglich 
des Arbeitsumfangs, keine Mitarbeiter-
vertretung, eine eher theoretische Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall von 80% 
nach 3 Karenztagen (so irgend möglich, 
wird krank gearbeitet, wenn man sich die 
3 Karenztage nicht leisten kann) und die 
Altersarmut als Regelperspektive, weil 
die Beiträge zur Künstlersozialversiche-
rung aufgrund des meist geringen Ein-
kommens zur Absicherung im Alter nicht 
ausreichen. Sie verfügten aber bisher 
immerhin über – wenn auch häufig nicht 
existenzsichernde – regelmäßige monatli-
che Einkünfte, da die Honorare pauscha-
liert als Monatshonorare ausgezahlt wur-
den. 

Dann aber erging im März 2011 ein 
Bescheid der Deutschen Rentenversi-
cherung an das Bezirksamt Marzahn-

Hellersdorf, der das Vorliegen von 
Scheinselbständigkeit an der dortigen 
Musikschule bescheinigte und mitteil-
te, diese Feststellung gelte für alle 
Musikschulen des Landes Berlin. Im 
Ergebnis drohte dem Land die Nach-
zahlung von Sozialversicherungsbei-
trägen in erheblichem Umfang.  

Die senatsseitige Reaktion auf diese 
Prüfungen war nicht etwa der Beginn 
ernsthafter Überlegungen, was zu tun 
sei, um scheinselbständige Arbeits-
verhältnisse in Anstellungen zu ver-
wandeln. Vielmehr begann die Arbeit 
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an einer Neuausgabe der 
„Ausführungsvorschriften über Honorare 
der Musikschulen“, mit dem erklärten 
Ziel, „Rechtssicherheit für alle“ herzu-
stellen. Kernanliegen war, den Eindruck 
herzustellen, dass echte Selbständigkeit 
vorliege und die MusikschullehrerInnen 
„nicht in den Betrieb“, die Musikschule,  
„eingebunden“ seien. 

Die Betroffenen artikulierten Prostest 
gegen ihre Arbeitsbedingungen in einer 
gemeinsam von Ver.di und der Landes-

Lehrervertretung LBM e.V. getragenen 
und von der Landes-Elternvertretung 
unterstützten Aktionsreihe „Achtung für 
Musikschulen“. Auftaktveranstaltung 
war ein großes „Protestkonzert“ bereits 
im September 2011 auf dem Alexander-
platz. Forderungen: Festanstellungen für 
hauptberufliche Musikschul-lehrerInnen, 
Tarifverträge nach § 12a für „Freie“. Es 
folgten nach Bekanntwerden der neuen 
Ausführungsvorschriften zwei Demonst-
rationen auf dem Gendarmenmarkt im 
Juni und August 2013. Offene Briefe an 
MandatsträgerInnen im Abgeordneten-
haus und in den Bezirken wurden ver-
fasst. In einer Unterschriftenaktion er-
klärten 1.013 Lehr-kräfte, die neuen Ho-
norarverträge nicht unterschreiben zu 
wollen. Auch die einschlägigen Fachver-
bände und Honoratioren aus der Mu-
sikszene meldeten sich zu Wort, die For-
derungen der Lehrkräfte unterstützend 
bzw. massive Strukturverbesserungen im 
Berliner Musikschulsystem fordernd. 
Trotz allem traten die Ausführungsvor-
schriften in Kraft und werden seit dem 
1.8.2013 flächendeckend umgesetzt. Die 
ca. 1.600 MusikschullehrerInnen wurden 
unter Androhung von Kündigung in 
neue Verträge gezwungen (den meisten 
blieb in Ermangelung anderer Existenz-
grundlagen nur übrig, am Ende doch zu 
unterschreiben - einige wenige gingen).  

Wirkungslos blieb der Protest – nicht 
zuletzt vermutlich dank des starken Me-
dien-Echos – dennoch nicht: Im Dezem-
ber 2013 beschloss das Abgeordneten-
haus die Bereitstellung von zusätzlich 
2,5 Mio. € zur Erhöhung des bezirkli-
chen Musikschulangebots für den Dop-
pelhaushalt 2014/15. Nach Umsetzungs-
gesprächen zwischen Senat und Bezir-
ken sind diese Mittel teils „zur gezielten 
Verbesserung der Versorgung in Bezir-
ken mit besonders niedrigem Versor-

gungsgrad“, teils „zur nachhaltigen 
Entwicklung der Musikschularbeit in 
den Bezirken“ einzusetzen. Berlinweit 
wurden (an neun von 12 Musikschu-
len, von den anderen liegen noch keine 
Auskünfte vor) für 2014 wegen fehlen-
den zeitlichen Vorlaufs keine, für 2015 
zehn Stellen im pädagogischen Be-
reich, knapp 3 im Verwaltungsbereich 
geschaffen, alle befristet auf das Jahr 
2015, in einigen Fällen wird eine Ver-
stetigung „nicht ausgeschlossen“. Di-
verse schon lange dringend nötige An-
schaf-fungen konnten gemacht, Hono-
rarmittel aufgestockt werden. Aber ist 
das „nachhaltige Entwicklung“? 

So begrüßenswert es ist, dass endlich 
überhaupt  etwas in Bewegung gekom-
men ist im politischen Raum: Den 
Freien MitarbeiterInnen ist damit 
mehrheitlich nicht oder nur marginal 
geholfen. „Verbesserung des Versor-
gungsgrades“ bedeutet letztlich unter 
den derzeitigen Rahmenbedingungen: 
von den Honorarkräften soll mehr Ar-
beit zu schlechten Bedingungen geleis-
tet werden. Freilich bedeutet die Auf-
stockung von Deputaten (wo sie mög-
lich ist, weil Unterrichtsräume zur Ver-
fügung stehen) Mehreinnahmen und 
damit eine existentielle Verbesserung. 
Letztlich haben aber die neuen Ausfüh-
rungsvorschriften erneute Verschlech-
terungen der Arbeitsbedingungen der 
„Freien“ zur Folge: 

Anstelle der bisherigen monatlichen 
Pauschale wird nach 
„Einzelstundenabrechnung“ vergütet. 
Diese muss jede Honorarkraft monat-
lich (unter hohem bürokratischen Auf-
wand, der nicht vergolten wird) erstel-
len (wer an mehreren Musikschulen 
arbeitet, hat das Vergnügen mehrfach). 
Für durch Schüler „rechtzeitig“, d.h. 
48 Stunden vorher abgesagte Stunden 
müssen von Lehrerseite Ersatztermine 
angeboten werden, sonst entfällt der 
Honoraranspruch (das Nachunterrich-
ten am Wochenende  wird so zum Nor-
malfall).  Wegen überlasteter Musik-
schul-Verwaltungen kommt es zu feh-
lerhaften Abrechnungen,  oder gar zum 
Schüler-Aufnahme-Stop oder zu einer 
einmonatigen Schließung der Verwal-
tung wegen IT-Umstellung.  

Auch die von Senatsseite als Fort-
schritt gepriesene Honorierung soge-

nannter „Sonstiger Tätigkeiten“ (8.74 € 
- 10,33 € für 45 Minuten!!) hilft nicht 
viel – sie muss aufwendig beantragt 
werden, wird für vieles aber gar nicht 
gewährt.  

Dass an Feiertagen kein Unterricht er-
teilt wird, hat einen realen Einkom-
mensverlust von über 3% gegenüber der 
alten pauschalen Zahlungsweise zur 
Folge. Schulferien sind nicht mehr Zei-
ten des Übens, Weiterbildens und Erho-
lens, sondern vor allem Zeiten, in denen 
kein Geld fließt und notfalls fachfremde 
„Ferienjobs“ angenommen werden müs-
sen. 

Die gewachsene materielle Unsicherheit 
erhöht massiv den psychischen Druck. 
Der Hinweis, es müssten eben Rückla-
gen gebildet werden, kann angesichts 
der Einkommenshöhen nur als zynisch 
betrachtet werden.  

Aus Sicht der Senatsverwaltung ist aber 
alles gut: „Die Honorarregelungen für 
freiberufliche Musikschullehrerinnen 
und Musikschullehrer sind für diese 
Personengruppe vorteilhaft, da sie weit 
über die Leistungen für andere Freie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hin-
ausgehen ...“    (Staatssekretär Mark 
Rackles, „Arbeitsbedingungen der Ho-
norarkräfte an Musikschulen und Volks-
hochschulen, Schlussbericht“ vom 
6.11.2013) 

Aha, anderswo ist es also noch schlim-
mer. Das können wir nicht als Argu-
ment akzeptieren (und wir werden uns 
auch nicht ausspielen lassen gegen an-
dere, denen es noch schlechter geht). 
Wir fordern Tarifverhandlungen, jetzt! 
Das Verweigerungs-Argument, in ande-
ren Ländern gebe es auch keine Tarif-
verträge für freiberufliche Musikschul-
lehrerInnen, verfängt nicht: andere Län-
der betreiben in der Regel keine Musik-
schulen, das machen die Kommunen – 
und wo Länder es doch tun, wie z.B. in 
Hamburg, arbeiten sie mit angestelltem 
Personal! 

 

Annette Breitsprecher,  

Landes-Lehrervertretung der  

Berliner Musikschulen, 

ver.di-Mitglied im FB 8 



 

12      Keine prekäre Arbeit und tariffreien Bereiche im Verantwortungsbereich des Landes Berlin! 

Aktionstag vom 6. November 2014 

Zum bundesweiten Aktionstag der 
Lehrbeauftragten am 6.11.2014 gab 
es in 23 Städten Aktionen: 

http://
sprachlehrbeauftrag-
te.wordpress.com/2014/10/14/was-

wo-passiert/ 

http://gew.de/
Bundeswei-
ter_Aktionstag_der_Lehrbeauftragt
en_am_6._November.html 

Die Berliner zentrale Aktion am 
6.11.2014 fand um 13 Uhr vor der 
Senatswissenschafts-verwaltung 
statt: Es gab einen „Beschwerde-

Chor“ nach der Musik von „Freude 
schöner Götterfunken“ (L. v. 
Beethoven) sowie eine Pantomime 

Lehrbeauftragte an den Hochschulen 

„Lehrbeauftragte stehen auf“; dann 
wurde eine gemeinsame Resolution 
von GEW, Deutscher Orchesterverei-
nigung e.V. (DOV), Bundeskonferenz 
der Sprachlehrbeauftragten (BKSL) 
und Bundeskonferenz der Lehrbeauf-
tragten an Musikhochschulen 
(BKLM) an die Senatswissenschafts-
verwaltung übergegeben. 

http://www.gew-berlin.de/10744.php 

In den Tagen vor dem 6.11. gab es 
zahlreiche Initiativen an den Berliner 
Hochschulen: An der Universität der 
Künsten war der 4.11.2014 ein Hoch-
schul-Aktionstag mit dem Ziel, die 
Arbeit der Lehrbeauftragten zu wür-
digen und Verbesserungen zu for-
dern.  An der FU-Berlin fand am 
29.10.2014 eine öffentliche Diskussi-

on zu den Arbeitsbedingungen der 
Lehrbeauftragten statt: http://
www.fu-mittelbau.de/2014/11/
offentliche-diskussion/  

An der HU, FU, Alice-Salomon-

Hochschule und HWR 
(Hochschule für Wirtschaft und 
Recht) sind Infotische zur Mit-
tagszeit gehalten worden. An der 
Beuth-Hochschule hat am 6.11. 
die erste Vollversammlung der 
Lehrbeauftragten aller Fachberei-
che stattgefunden. 

Zu den Ereignissen im Vorfeld des 
Aktionstags ist noch zu erwähnen, 
dass am 5.11.2014 eine Anhörung 
zum Thema Lehrbeauftragte im Wis-
senschaftsausschuss des Abge-
ordneten-hauses stattgefunden hat, zu 
der die GEW Berlin eingeladen und 
durch die Koordinatorin der AG-

Lehrbeauftragte vertreten wurde. 

Beitrag zur Versammlung „Prekäre Arbeit und tariffreie Bereiche im Verant-

wortungsbereich des Landes Berlin“ am 16. September 2014  

Lehrbeauftragte sollten qualifi-
zierte Berufstätige sein, die ihr Wis-
sen in die Hochschulen bringen und 
über eine Anstellung verfügen oder 
eine freiberufliche Tätigkeit ausü-
ben. 

Die Hochschulen benutzen aber im-
mer häufiger die Lehraufträge, auch 
um Regellehre abzudecken. An den 
(Fach)Hochschulen, Musikhoch-
schulen sowie an den Sprachen-
zentren beträgt das von Lehrbeauf-
tragten erbrachte Lehrdeputat einen 
bedeutenden Anteil des Gesamtlehr-
deputats (häufig über die Hälfte). 

Die Arbeitsbedingungen der Lehrbe-
auftragten sind sehr problematisch: 
Obwohl viele Lehrbeauftragte von 
ihrer Tätigkeit leben, sind sie keine 
Beschäftigten der Hochschulen, gel-
ten auch nicht als arbeitnehmerähn-
lich, sondern sind sie einfach prekär 
tätig. Die Hochschulen vergüten die 
Unterrichtseinheiten mit einem Pau-
schalbetrag (min. 21,40 €) und betei-
ligen sich nicht an den Sozialversi-
cherungen der Lehrbeauftragten, so 
dass diese allein den Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmeranteil der Kranken
- und Renten-versicherungsbeiträge 
zahlen müssen. Zudem gelten Lehr-
beauftragte als „Frei-

berufler*innen“, wodurch höhere Kran-
kenkassenbeiträge entstehen. Sie haben 
Anspruch weder auf Fortzahlung im 
Krankheitsfall noch auf Mutterschutz 
und bezahlten Urlaub. 

Selbstverständlich weiß der Senat, 
dass die Hochschulen einen hohen An-
teil der Lehre mit Lehraufträgen abde-
cken, wie die Antworten auf die von 
Lars Oberg oder von Anja Schillaneck 
regelmäßig gestellten Kleinen Anfra-
gen zeigen.  

http://
aktionstagber-
linlb.wordpress.com/2014/06/08/kleine
-anfrage-lb_1022014/ 

Aber der Senat schiebt auf die Hoch-
schulen die Verantwortung: Diese er-
halten über die Hochschulverträge eine 
Gesamtfinanzierung über 4 Jahre, die 
von Senat nicht weiter kontrolliert 
wird.  

Die Antwort des Staatssekretär Never-
mann auf eine Kleine Anfrage vom 
21.03.2014 be-weist, dass der Senat 
den sozialen Aspekt der Lehraufträge 
minimiert: „Der  Senat teilt keines-
wegs die Auffassung, dass selbständig 
Berufstätige im Allgemeinen und Lehr-
beauftragte an Berliner Hochschulen 
im Speziellen grundsätzlich unter Exis-
tenz-ängsten zu leiden hätten … , 

wenngleich nicht ausgeschlossen 
werden kann, dass die daraus er-
zielten Einkünfte in einigen Fällen 
einen bedeutsamen Bestandteil des 
Gesamt-einkommens der betreffen-
den Personen ausmachen.“ 

http://
aktionstagber-
linlb.wordpress.com/2014/06/08/
kleineanfrage-2032014/ 

 

Die GEW Berlin, die Deutsche Or-
chestervereinigung e.V. (DOV) u.a. 
organisieren einen Aktionstag der 
Lehrbeauftragten am 6.11.2014; 
im Aufruf dazu wird gefordert, dass 
in den künftigen Verträgen zwi-
schen dem Land Berlin und den 
Berliner Hochschulen die Grundfi-
nanzierung der Hochschulen so 
erhöht wird, dass reguläre Lehrver-
anstaltungen durch sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse abgedeckt werden und die 
Höhe der Honorare für freiberuflich 
Lehrende an die Tarifentwicklung 
im TV-L angepasst werden. 

Linda Guzzetti, GEW Berlin,  

Bundeskonferenz der Sprachlehr-

beauftragten 
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Hochschulsekretärinnen 

Beitrag einer ver.di-Kollegin 

Eine Sekretärin ist nicht ein Idiot! 

Es gibt im Moment in diesem Beruf 
einen Tiefpunkt. Hochschulsekretärin 
hört sich ganz fein an. In den letzten 
Jahren ist dieses Berufsbild jedoch 
heruntergewirtschaftet worden, wie so 
vieles im sogenannten Öffentlichen 
Dienst. 

Als ich vor 20 Jahren bei der FU auf-
hörte, hatte ich eine Vollzeitstelle und 
war in Vb eingruppiert, heute wäre 
das E9. Letztes Jahr kam ich zurück 
an die FU und erlebte folgendes: Aus-
geschrieben waren lediglich halbe 
Stellen, Vergütungsgruppe E6 oder 
E7. Na gut, habe ich mir gedacht, aller 
Neu-Anfang ist schwer, versuchst Du 
es mal. Dann die zweite Überra-
schung: Als Wiederkehrerin wurde 
meine gesamte Berufserfahrung – 
immerhin 30 Jahre – verworfen. Als 
hätte jemand den Stöpsel gezogen, 
war mein Gehalt auf das Niveau einer 
Berufsanfängerin gesunken. Wie kann 
denn so etwas sein? 

Hätte ich die finanziellen Bedingun-
gen gekannt, so wäre ich sicherlich 
nicht in die Dienste der Freien Uni-
versität Berlin zurückgekehrt. 

Der Tarifvertrag erlaubt dieses Vorge-
hen ausdrücklich, nur kennt keine 
Bewerberin die entsprechende Klau-
sel: Liegt eine Unterbrechung der Er-
werbstätigkeit von 18 Monaten vor, so 
verfällt die zuvor erworbene Berufser-
fahrung vollständig. Nur zum Zwecke 
der „Personalgewinnung“ kann eine 
Ausnahme gemacht werden. Was für 
ein Irrsinn! Wer würde denn allen 
Ernstes mitten in einem Bewerbungs-
verfahren damit drohen, man könnte 
schon sagen „pokern“, die Stelle nicht 
anzunehmen, sofern keine 

Erfahrungsstufe XY herauskommt? 
Und wer, um alles in der Welt, ahnt 
denn, dass es so etwas überhaupt gibt, 
wie den Verfall jeglicher Berufserfah-
rung bei einer kurzen Unterbrechung 
von 18 Monaten. Verlernt einer das 
Radfahren oder das Schwimmen, 
wenn er 18 Monate kein Rad benutzt 
oder nicht im Swimming-Pool ge-

planscht hat? Aber Buchführung, 
Englisch und Französisch: das ver-
lernt man! Es heißt in einer Proto-
kollnotiz der Tarifverhandlungen, 
dass solche Vorkenntnisse für den 
Arbeitgeber „nicht mehr verwend-
bar“ seien. 

Fassen wir zusammen: als Hoch-
schulsekretärin hatte ich vor 20 Jah-
ren eine Vollzeitstelle, zum Tarif 
von E9, in Erfahrungsstufe 4 oder 
sogar 6. Heute ist die Regel, dass 
Hochschulsekretärinnen Halbtags-
stellen, Tarifgruppe E6 oder E7 in 
Erfahrungsstufe 1 haben, gleichgül-
tig auf wie viel berufliche Erfahrun-
gen sie verweisen können. Rechne-
risch macht das einen Unterschied 
von monatlich 2.439€ aus; durch die 
Differenz zwischen dem Teilzeit-
Gehalt (50%-Teilzeit, brutto 1.051€) 
zum Vollzeit-Gehalt (höhere Vergü-
tungsgruppe sowie korrekte Erfah-
rungsstufe, brutto 3.490€). 

Tatsächlich aber liegen Welten da-
zwischen: nämlich ob eine gut aus-
gebildete Frau von ihrem Job unab-
hängig leben kann. Von 1.051€ brut-
to kann sie es nicht. 

Ihr bleibt nur, einen zweiten Teil-
zeitjob innerhalb der Universität 
anzunehmen. Nicht wenige Hoch-
schulsekretärinnen tun dies. In der 
Konsequenz hasten diese Kollegin-
nen in ihrer Mittagspause durchs 
Gelände, statt sich eine Verschnauf-
pause zu gönnen. Sie werden von 
dem „Chef“ der einen Stelle wäh-
rend der Arbeitszeit in der anderen 
Stelle angesprochen, mal „eben 
kurz“ dies oder das zu erledigen, 
was unweigerlich zu Spannungen 
zwischen den beiden „Chefs“ führt. 
Diese Konflikte werden – wo sonst 
– auf dem Rücken der betreffenden 
Hochschulsekretärin ausgetragen. 

Überdies ist dieser Job anstrengend. 
Die enorm individuell gestalteten 
Institute oder Lehrstühle (wie sie 
sich heute nennen) verlangen der 
Hochschulsekretärin einiges an An-

passungsvermögen und Geduld ab. 
Kaum einmal wird anerkannt, dass 
ohne sie, der Schnittstelle zum Ver-
waltungsapparat der Universität, gar 
nichts mehr läuft. Keine Reisekosten-
abrechnung, kein Drittmittelabruf, 
keine Bestellung von Schreibwaren, 
keine Konferenzorganisation würde 
in Gang gesetzt werden. 

Heute mag die skandalöse Entwer-
tung dieses Berufsbilds noch nicht so 
deutlich zutage treten, weil ja noch 
immer viele sog. Altbeschäftigte ihr 
gewohntes Gehalt weiter beziehen 
(Besitzstandswahrung genannt). Aber 
jede Stelle, die es neu zu besetzen 
gilt, wird hinuntergestuft. Und zwar, 
wie beschrieben, in mehrfacher Hin-
sicht:  

• durch die Abstufung der Ent-
geltgruppe von E8 oder E9 auf 
E7 oder sogar E6,  

• durch die Aberkennung der 
Erfahrungsstufen bei Neuein-
stellungen, und nicht zuletzt  

• durch die Teilung von Voll- in 
Halbtagsstellen. 

Widerstand ist da nicht zu erwarten. 
Wer in einen Betrieb hinein möchte, 
wird nicht mit Protesten seinen Ein-
stand geben. Wie ich selbst, vor ei-
nem Jahr, schluckt man die Kröte und 
unterschreibt den Arbeitsvertrag; in 
der Hoffnung, später würde sich das 
Blatt wieder wenden. 

Die Arbeitgeberin Universität könnte 
sich gezwungen sehen, ihre Praktiken 
zu überdenken. Allerdings erst, wenn 
sich tatsächlich einmal der so oft be-
schworene Personal-mangel im Öf-
fentlichen Dienst Berlins ab 2017 
zeigt. Sie, die Universität, könnte zu 
einer fairen Vergütung dieser so 
wichtigen Berufsgruppe zurückkeh-
ren. Allerdings müssen wir dafür die 
Argumente schon heute vorbereiten, 
damit wir sie bei Bedarf aus der 
Schublade ziehen können. 
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Beschluss des ver.di-Landesbezirksvorstandes 

Berlin-Brandenburg vom 24. November 2014 

Der DGB Berlin möge im Frühjahr 
2015 eine Konferenz zu prekärer 
Beschäftigung in Berlin einberufen. 
Teilnehmer an dieser Konferenz sol-
len sein: 

Vertreter der Gewerkschaften in deren 
Verantwortungsbereich prekäre Be-
schäftigte sich befinden, also ver.di, 
GEW, EVG, NGG und IGM,  

Betriebsräte, Personalräte und Betriebs-
gruppen aus den betroffenen Betrieben 
und Einrichtungen,  

Kolleginnen und Kollegen, die prekär 
beschäftigt sind. 

Ziel der Konferenz soll die Erarbeitung 

Beschlüsse und Stellungnahmen 

eines Aktionsprogrammes und Arbeits-
programm für die Aufhebung prekärer 
Beschäftigung in Berlin sein. 

Ver.di Berlin wird die Durchführung ei-
ner solchen Konferenz aktiv unterstützen 
und fordert alle Berliner Gewerkschaften 
auf, unter dem Dach der DGBs eine sol-
che Initiative mit zu unterstützen. 

Begründung: 

Berlin ist immer noch Hauptstadt der 
prekären Beschäftigung. Gerade in den 
öffentlich ver-antworteten Bereichen 
breitet sich weiter prekäre Beschäftigung 
aus. 

Die Schaffung von Niedriglohnsektoren 

mit unsicherer Beschäftigung und 
tarif-vertrags-freien Zonen zielen 
immer auch auf eine Schwächung 
unserer Gewerkschaften in den Be-
trieben. 

Die Berliner Gewerkschaften sind 
immer gegen prekäre, entrechtete 
Arbeits-verhält-nissen in Berlin, ge-
gen die Ausweitung ungesicherter 
Arbeit und gegen die Auslagerung 
von ganzen Arbeitsbereichen mit den 
Folgen mangelnder tarifvertraglichen 
Regelungen und Schutzbestimmun-
gen, eingetreten. 

Oftmals sind es kleine, nicht gut orga-
nisierte Bereiche. Deshalb braucht es 
einer gemeinsamen Kraftanstrengung 
aller Berliner Gewerkschaften, im 
Kampf für die Aufhebung prekärer 
Beschäftigung. 

Beschluss des Landesparteitages der SPD Berlin  

vom 8. November 2014 

Antragsteller: Landesvorstand der Ar-
beitsgemeinschaft für Arbeitnehmer-
fragen (AfA) 
Angenommen in der Fassung der  
Antragskommission  
(wie unten dokumentiert) 

Erhalt der und die Investition in die 
soziale und öffentliche Infrastruktur 
des Landes und der Bezirke 

Der SPD Landesparteitag fordert alle 
Verantwortlichen der SPD im Land 
und in allen Bezirken auf, sich für po-
litische Maßnahmen  

• gegen jede Form der Ausglie-
derungen, gegen Lohndumping 
und Tarifflucht. 

• gegen prekäre, entrechtete Be-
schäftigungsverhältnisse und 

tarifvertragsfreie Zonen in Berlin 

einzusetzen und dafür ein Aktionspro-
gramm zu entwickeln. 

Der Kampf gegen prekäre Beschäftigung 
beginnt mit dem Stopp aller Ausgründun-
gen, beginnend mit den geplanten Aus-
gründungen bei Vivantes. 

Das erfordert 

• eine sofortige öffentliche Investiti-
onsoffensive zur Rettung und 
Wieder-herstellung der öffentli-
chen und sozialen Infrastruktur 
Berlins und seiner Bezirke, von 
Straßen, ÖPNV, Krankenhäusern 
und Schulen… finanziert durch 
den öffentlichen Haushalt. 

• Einstellung von Personal auf Be-
zirk- und Landesebene. Als Krite-

rium muss die Aufgabenerfül-
lung für die Bürgerinnen und 
Bürger und die Interessen der 
Beschäftigten im Zentrum 
stehen. Berlin braucht wieder 
normale Arbeits-bedingungen 
in den Verwaltungen, die die 
Erfüllung der Aufgaben der 
Öffentlichen Daseinsvorsorge 
garantiert. 

 

Es geht um den Erhalt der und die 
Investition in die soziale und öffentli-
che Infrastruktur des Landes und der 
Bezirke, wie z.B. Schulen, Kranken-
häusern, Kitas, öffentlichem Nahver-
kehr, Bürgerämtern, Polizei und Feu-
erwehr uvm. 

ver.di-Flugblatt zum SPD-Parteitag am 8.11.2014  

Ja zu Berlin  

– Nein zum Kaputtsparen  

Berlin braucht einen  

politischen Neuanfang  

 

Liebe Delegierte des SPD Landespar-
teitages,  

auf dem heutigen Landesparteitag wol-
len Sie Michael Müller als neuen Re-
gierenden Bürgermeister von Berlin 
nominieren. Damit verbindet sich die 

Chance, Zeichen für einen politischen 
Neuanfang für Berlin zu setzen.  

Für den ver.di Bezirk Berlin heißt politi-
scher Neuanfang: Es muss endlich ein 
Schluss sein mit der Kaputtsparpolitik in 
Berlin, die die Stadt in den sozialen Ver-
fall zu treiben droht.  

Berlin braucht  

⇒ Eine sofortige öffentliche Investi-
tionsoffensive zur Rettung und 
Wiederherstellung der öffentlichen 
und sozialen Infrastruktur Berlins 
und seiner Bezirke, von Straßen, 

ÖPNV, Krankenhäusern und 
Schulen … finanziert aus dem 
öffentlichen Haushalt.  

⇒ Einstellung von Personal auf 
Bezirk- und Landesebene. Als 
Kriterium müssen die Aufga-
benerfüllung für die Bürgerin-
nen und Bürger und die Inte-
ressen der Beschäftigten im 
Zentrum stehen. Berlin braucht 
wieder normale Arbeitsbedin-
gungen in den Verwaltungen, 
die die Erfüllung der Aufgaben 
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Ja zu Berlin – Nein zum Kaputtsparen 

Aus dem Beschluss A 001 der ver.di-

Bezirkskonferenz am 29.11.2014 

der öffentlichen Daseins-
vorsorge garantieren.  

⇒ Politische Maßnahmen ge-
gen jede Form der Ausglie-
derungen, gegen Lohndum-
ping und Tarifflucht, sowie 
gegen prekäre, entrechtete 
Beschäftigungsverhältnisse 
und tarifvertragsfreie Zo-
nen in Berlin  

 

Setzen Sie ein Zeichen:  

⇒ Nehmen Sie die gerade 
beschlossenen weiteren 
Ausgründungen bei VI-
VANTES zurück, denn sie 
werden zur Ausweitung 
tarifvertragsfreier Zonen 
und prekärer Beschäftigung 
führen.  

⇒ Beginnen Sie mit den Tarif-
verhandlungen bei der Cha-
rité Facility Management 
(CFM) und den Musikschu-
len, lange versprochen und 
auf dem Parteitag beschlos-
sen, aber nicht umgesetzt.  

⇒ Legen Sie einen Plan für 
die Finanzierung der not-
wendigen Neueinstellungen 
im Lande Berlin vor.  

⇒ Entwickeln Sie ein Investi-
tionsprogramm für Kran-
kenhäuser, Schulen, für den 
Nahverkehr…, durch das 
die öffentliche Daseinsvor-
sorge garantiert wird.  

 

Es geht um den Erhalt der sozialen 
und öffentlichen Infrastruktur des 
Landes und der Bezirke, wie z.B. 
Schulen, Krankenhäusern, Kitas, 
öffentlichem Nahverkehr, Bürger-
ämtern, Polizei und Feuerwehr und 
vielem mehr.  

Verpflichten Sie sich dem Mandat 
ihrer Arbeitnehmer-Wählerbasis! 
Verteidigen Sie die öffentliche 
Daseinsvorsorge und stellen Sie 
sie wieder her, auch wenn das ver-
langt, die Schuldenbremse zu 
durchbrechen.  

Wir versichern Ihnen, für ein sol-
ches Programm, haben Sie die 
Gewerkschaften und ihre Mitglie-
der, die Bürgerinnen und Bürger 
unserer Stadt auf ihre Seite.  

Handeln Sie dafür – Handeln Sie 
heute! 

„Berlin steht vor einer Zerreißprobe: 
Einerseits wird die öffentliche Daseins-
vorsorge aufgrund des Spardiktats zu-
nehmend demontiert; andererseits 
wächst der Widerstand der BürgerIn-
nen, der Beschäftigten und 

Gewerkschaften sowie der kommunal-
politischen Mandatsträger gegen das 
Kaputtsparen. Sie wollen ihr 

Recht auf Sicherung und Verwirkli-
chung der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge. 

Die Bezirkskonferenz, ver.di Berlin 
stellt fest: 

⇒ Die Handlungsfähigkeit des 
Landes und der Bezirke, wie 
auch der öffentlichen Betriebe 
ist in ihrer Substanz bedroht: 

⇒ Die Ausgaben des Landes Berlin 
wurden 2011 gegenüber 2001 
(preisbereinigt) um 4,325 Mrd. € 
bzw. um 26,85 % (d.h. über ein 
Viertel!) gesenkt. 

⇒ Der Investitionsstau ist kaum zu 
beziffern. Je genauer man auf 
die verschiedenen Bereiche 
schaut, umso größer wird die 
Zahl: ob bei der BVG, den Was-
serbetrieben, bei den Kranken-
häusern in den Bezirken, bei den 
Kinder und Jugendeinrichtungen 
und bei den Straßen. 

⇒ In Folge des Stellenabbaus im 
Landesdienst seit 1991 von 
207.151 Beschäftigten auf 
106.093 im Jahre 2012 (d.h. ca. 
51,2 %) haben wir es mit einer 
weitreichenden Arbeitsverdich-
tung, Ausgliederungen und 
Schaffung von Niedriglohnsek-
toren bzw. tarifvertragsfreien 
Zonen zu tun. Viele Aufgaben 
der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge werden inzwischen durch 
„Ein-Euro-Jobs“ oder durch 
(Schein-)Ehrenamt abgedeckt. 
Die Ausbildungszahlen sind jah-
relang drastisch zurückgegangen 
und steigen erst seit kurzem wie-
der auf zu niedrigem Niveau. 

„ver.di Berlin schlägt Alarm: Berlin 
lebt von der Substanz, die Substanz 
ist bedroht. Wir stehen vor enormen 
Einbrüchen, die weder die Stadt 
noch ihre Bürgerinnen und Bürger 
akzeptieren können: 

⇒ Niemand kann akzeptieren, dass 
der Nahverkehr, die Kranken-
häuser, die Bezirke, die Kinder- 
und Jugendeinrichtungen ihre 
Aufgaben nicht wahrnehmen 
können. 

⇒ Niemand kann akzeptieren, dass 
Berlin die Hauptstadt prekärer 
Beschäftigung, der Armut und 
der Kinderarmut bleibt. Über 
560.000 Berlinerinnen und Ber-
liner leben von „Hartz IV“ (BA-

Statistik 08/2014). 

⇒ Niemand kann akzeptieren, dass 
diese Politik des „Kaputtsparens 
weiter fortgesetzt wird. (…) 

 

Schluss mit den öffentlich verant-
worteten „tarifvertragsfreie Zonen“ 
und „prekärer Beschäftigung:  

⇒ ver.di Berlin fordert die Rückho-
lung der CFM in die Charité und 
ihre Integration in den gemein-
samen Tarifvertag der Charité, 
wir fordern sichere Arbeitsplät-
ze, keine Leiharbeit auf Dauerar-
beitsplätzen. 

⇒ Bei Vivantes erkämpfte Verdi 
den ungeschmälerten TVöD bei 
der Muttergesellschaft in diesem 
Jahr nach 12 Jahren Lohnver-
zicht der Beschäftigten. Nun 
müssen auch die zahlreichen 
Tochtergesellschaften in den 
TVöD zurückgeholt werden. Es 
gibt mehrere tariflose Tochterge-
sellschaften (zB Service GmbH) 
und weitere stehen direkt vor der 
Gründung. Etwa 30% der Be-
schäftigten, die derzeit in einem 
Gestellungsverhältnis in Toch-
tergesellschaften arbeiten, sollen 
nach aktuellen Plänen der Ge-
schäftsführung nach § 613a 
BGB in Töchter überführt wer-



 

16      Keine prekäre Arbeit und tariffreien Bereiche im Verantwortungsbereich des Landes Berlin! 

den, die schlechtere Tarife 
haben oder tariflos sind. 

⇒ Diese Pläne müssen verhin-
dert werden.“ 

⇒ Tarifvertrag für die arbeit-
nehmerähnlichen Hono-
rarkräfte bei den Musikschu-
len. 

⇒ Ausstellungshonorare für 
Berliner Künstlerinnen und 
Künstler 

⇒ ver.di Berlin fordert, die Ver-
drängung regulärer, tariflich 
entlohnter Arbeitsverhältnis-
se durch kaum entlohnte Be-
schäftigungsmaßnahmen und 
(Schein-)Ehrenamt zu stop-
pen. Wir fordern sichere, 
nicht nach Ausnahmerege-
lungen bezahlte Arbeitsplätze 
auch für Erwerbslose. 

⇒ Schluss mit den befristeten 
Arbeitsverhältnissen und ta-
rifvertragsfreien Zonen beim 
Technikmuseum, beim bota-
nischen Garten, Schulbiblio-
theken, Volkshochschulen 
und bei der BVG, bzw. ihrer 
Tochter, der Berlin Trans-
port. 

⇒ Rückkehr zum TVöD bei den 
landeseigenen Wohnungs-
baugesellschaften. 

⇒ Keine prekäre Beschäftigung 
bei den Lehrbeauftragten an 
den Hochschulen!“ 

* * * *     * * * * 

Es reicht!  

Zahlreiche KollegInnen aus den 
verschiedensten Einrichtungen und 
Betrieben der öffentlichen Daseins-
vorsorge, die dem Aufruf von ver.di 
gefolgt sind und gegen die Ka-
puttsparpolitik demonstriert haben, 
haben mit ihren Widerstandsbewe-
gungen, von denen einige in dieser 
Broschüre dokumentiert sind, ge-
zeigt, dass sie bereit sind, sich zu 
engagieren und zu kämpfen für die 
Forderungen 

♦ Schluss mit den prekären, ent-
rechteten Arbeitsverhältnissen in 
Berlin!  

♦ Schluss mit der Ausweitung un-
gesicherter Arbeit!  

♦ Schluss mit der Auslagerung von 

ganzen Arbeitsbereichen mit den 
Folgen mangelnder tarifvertragli-
chen Regelungen und Schutzbe-
stimmungen.  

 

Wie in Berlin wächst bundesweit der 
Druck und Widerstand bei den Be-
schäftigten in den Kommunen, Kran-
kenhäusern… gegen diese Politik des 
Kaputtsparens, gegen prekäre Ar-
beitsverhältnisse, gegen Lohn- und 
Sozialdumping.  

 

In dieser Situation hat die Große Koa-
lition unter Federführung der Arbeits-
ministerin Nahles (SPD) unter dem 
Druck der Arbeitgeber ein 
„Tarifeinheitsgesetz“ auf den Weg 
gebracht. Es eröffnet der Regierung 
und der Justiz die Möglichkeit, im 
Namen der „Unverhältnismäßigkeit“ 
gegenüber dem „allgemeinen und 
öffentlichen Interesse“, das zweifellos 
z.B. durch die Schuldenbremse/
Sparpolitik definiert wird, gewerk-
schaftliche Streiks mit der Drohung 
des Verbots unter Druck zu setzen. 
Durch das Vorantreiben von betriebli-
chen Tarifverhandlungen und Tarif-
verträgen fördert das Gesetz die wei-
tere Zersplitterung der Flächentarif-
verträge, die Konkurrenz der Be-
schäftigten gegeneinander. Eine ein-
heitliche und solidarische Interessen-
vertretung aller Be-
schäftigten eines Betrie-
bes muss von den Ge-
werkschaften in eigener 
Autonomie realisiert 
werden.  

 

Der ver.di-Bezirk Ber-
lin hat sich deshalb an 
die Delegierten des 
o.g. SPD-Landes-

parteitags mit der 
Forderung gewandt: 

„Jedes Gesetz zur Ta-
rifeinheit ist ein Eingriff 
in die Tarifautonomie 
(Art. 9 GG), es schadet 
und schwächt die Ar-
beitnehmerseite und 
ihre Gewerkschaften. 
(…) Die DGB Gewerk-
schaften haben die Zer-
splitterung von Unter-
nehmen bekämpft und 

Kontakt  & Verantwortlich für die Zusam-

menstellung:  Volker  Prasuhn,  E-Mail: 

prasuhn@gmx.de 

Das nächste Treffen wird am  

9. Januar 2015 um 19:00 Uhr  stattfinden. 

Ort: Rathaus Reinickendorf, Raum 230,  

Eichborndamm 215-239, 13437 Berlin   

Nehmt Kontakt aus, wir laden Euch gerne ein.  

bekämpfen sie noch. Tarifflucht, 
Ausgründung, Privatisierung und 
Betriebsübergang hießen die Werk-
zeuge der Täter. (…) 

Für ver.di gilt: alle Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen tragen zum 
wirtschaftlichen Erfolg eines Un-
ternehmens bei, die Putzfrau ge-
nauso wie die Techniker. Deshalb 
sind sie am erfolgreichsten, wenn 
sie solidarisch gemeinsam im glei-
chen Arbeitskampf für die Verbes-
serungen ihrer Arbeitsbedingungen 
eintreten und im Streik Seite an 
Seite für alle kämpfen!  
 

Hände weg vom Streikrecht! 
Kein Gesetz zur Tarifeinheit!“ 

 

Alle KollegInnen sind aufgerufen, 
die Unterschriftensammlung der 
drei Gewerkschaften ver.di, GEW 
und NGG zu unterstützen: 
„Tarifeinheit JA“ – Eingriff ins 
Streikrecht NEIN!“  

Gotthard Krupp 

_________________________ 

Unterschriften werden unter  

folgenden Link angenommen:  

https://www.verdi.de/themen/geld-

tarif/tarifeinheit 


